
Genau  geschaut:  Symbolklau
und Taktiken der Faschist_Innen
Faschist_Innen,  Neonazis,  Burschis,  Identiäre  und  andere  reaktionäre
Spinner gehören, wie der bürgerliche Staat, auf den „Kehrichthaufen der
Geschichte“. Ihre Ideologie hat nichts mit Fortschritt oder Freiheit zu tun,
sondern bringt die Menschheit in die Barbarei zurück. Logischerweise sind
solche Ideologien für Jugendliche uninteressant. Das macht sich aber nicht so
gut,  wenn  man  eine  starke  Bewegung  aufbauen  will .  Um  ihre
anachronistische Fratze zu verschleiern, nutzen sie Symbole, Outfits usw.
von linken Gruppen, vermeintlich coolen Filmen, aber auch Symbolik aus
alten Mythen. Wir wollen hier eine kurze Übersicht geben, welche Symbole
verwendet werden und wieso diese nichts mehr oder nur ganz wenig mit
ihrem Ursprung zu tun haben.

Ein ganz bekanntes Beispiel sind sogenannte Autonome Nationalisten (AN).
Sie nutzen das Antifalogo mit dem Schriftzug „nationalen Widerstand“. Auch
ihr  äußeres  Auftreten  haben  sie  linken  Autonomen  nachempfunden.  Sie
ziehen schwarze, sportliche Kleidung an und bei Naziaufmärschen treten sie
militant in eigenen, schwarzen Blöcken auf. Auch Kapitalismuskritik haben
sie für sich entdeckt, aber sie sind auch überzeugte „Ethnopluralist_Innen“
(=Rassist_Innen),  und  werfen  Marxist_Innen  oft  mangelndes
Boykottverhalten und Volksverrat vor. Auch Teile der völkischen Ideologie
sind noch tief in der Szene verankert. Das sieht man oft an Buttons, also
einem  eher  linken  Stilobjekt,  die  mit  Anti-Antifa-Symbolen  oder  Runen
bedruckt sind.

Aus  Palästinensertücher  werden  gerne  von  Neonazis  getragen,  aber  aus
vollkommen anderen Gründen als wir sie tragen. Wir tragen sie, weil wir uns
mit  dem Befreiungskampf der PalästinenserInnen solidarisieren.  Neonazis
tragen sie, weil nach ihrer kruden Rassenlehre Jüd_Innen Menschen zweiter
Klasse seien und sie mit Palitüchern ihren Antisemitismus auf die Straße
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tragen wollen.

Bei Naziaufmärschen sind mittlerweile nicht nur Palitücher zu sehen sondern
auch Transpis. Dabei wird oft ein Design genommen, welches linken Gruppen
stark nachempfunden ist und dann nur ein Wort geändert wird oder ein Satz
hinzugefügt. So wird aus „Hoch die internationale Solidarität – Abschiebung
ist Mord“ beispielsweise „Hoch die nationale Solidariät – Asyl ist Volksmord“

Ein weiterer Teil, der vor allem bei Autonomen Nationalisten zu finden ist, ist
der positive Bezug auf Tierbefreiungsaktionen. Mit kruden Begründungen
wie „Tierschutz ist Heimatschutz“ oder „Hitler war ja auch Vegetarier“, was
de facto gelogen ist, legitimieren sie sich militante Tierbefreiungsaktionen.
Vor allem in Südthüringen arbeiten sie mit eher linken Tierbefreier_Innen
z u s a m m e n .  D i e s e  T a k t i k  g e h t  a u c h  g u t  a u f ,  d a  s i c h  m i t
Verschwörungstheorien viele politisch eher ungebildete Tierbefreier_Innen
ködern lassen.

In  rechten  Gruppen  gibt  es  auch  nicht  nur  Kader,  sondern  sogenannte
Kranken. Das sind Menschen, die teilweise von rechten Kadern als Kaufvieh
bezeichnet werden. Das bedeutet, dass sie immer die neusten Faschoshirts,
Rechtsrock-CDs etc. kaufen. Dafür werden zum Beispiel von der Identitären
Bewegung T-Shirts hergestellt, die unter der Basis teuer verkauft werden.
Das  mehr  als  20€  für  ein  T-Shirt  verlangt  werden,  ist  keine  Seltenheit.
Stilistisch sind sie eher popkulturell, aber ihre Botschaften sind reaktionäre
Dinge. Mit den T-Shirts wollen sie nach Außen zeigen wie cool und hart sie
sind, aber auch um ihre Ideologie in die Mitte der Gesellschaft zu bringen.

Auch sonst versucht man sich modisch in die  Gesellschaft zu integrieren; so
gibt es auch sogenannte „Nipster“ – Nazis in Hipster-Verpackung.

Musik ist ein Lockmittel mit dem viele prekäre Jugendliche geködert werden.
Man  gibt  ihnen  ein  klares  Feindbild  und  bietet  ihnen  gleichzeitig  ein
Freizeitprogramm mit Bands wie frei.wild, Landser oder Kategorie C. Die
Musik  dieser  Bands  ist  klar  an  Punk  angelehnt,  der  sich  in  seinen
Ursprüngen als anarchistisch (z.B. Sex Pistols) oder sozialistisch (z. B. The
Clash) definiert und auch klar von rechten Ideologien abgegrenzt hat. Selbst



davor, wirklich linke Musik wie Ton Steine Scherben oder Die Ärzte für sich
zu instrumentalisieren schrecken Neonazis nicht zurück. In dem Ärzte-Song
„Schrei nach Liebe“ wird „Heil Hitler“ anstatt „Arschloch“ gesungen.

Ein weiteres, sehr wichtiges Propagandamittel von politischen Gruppen sind
Facebookseiten.  Beispielsweise  hat  die  ARAB  hat  immer  wieder  coole,
moderne Bilder mit denen sie viel Aufmerksamkeit erreichen. Dieses Konzept
wurde beispielsweise von der Identitäten Bewegung übernommen, die eine
fast reine Internetbewegung ist. Täglich posten sie designtechnisch relativ
professionelle Bilder mit denen sie aus dem nichts eine ganze Bewegung
aufgebaut haben. Auffällig war ein Bild, dass die von der „Kommunistischen
Initiative“  geklaut  haben:  Auf  dem Original  wird  für  die  (sozialistische)
Einheit der Völker gegen den Kapitalismus geworben. Die IB wirbt mit dem
Erhalt der Vielfalt der Kulturen. Das bedeutet für sie, dass jede „Kultur“ in
ihrem eigenen „Heimatgebiet“ festgesetzt wird um die „Vermischung und
Zerstörung der  Kulturen“ zu verhindern.  Damit  wurde der  ursprüngliche
Sinn  komplett  verdreht  und  ein  relativ  progressives  Bild  in  ein  total
Reaktionäres gewandelt.

Auch Sticker sind in der rechten Szene modern geworden. Man wirbt mit
einem modernen,  popkulturellen  Design  für  rassistische  Botschaften.  Oft
werden auch linke Sticker mit Faschostickern überklebt, die für den Aufbau
einer  „Anti-Antifa“  werben,  weil  die  Antifaschist_Innen  die  neuen
Faschist_Innen seien, weil sie ja die gute, deutsche Kultur zerstören würden.
Einen Kommentar über deren Faschismusanalyse sparen wir uns hier.

Nur Original ist Genial: Auch bei uns haben Neonazis schonmal geklaut

Ein Beispiel  in dem aus einem Film geklaut wurde,  ist  das Lambda,  ein
griechischer Buchstabe, welcher auf Schildern von den Kämpfern aus „300“ 
steht. Die Identitären Bewegung (IB) nutzt ihn als ihr Logo, da sie sich selbst
als  heldenhafte  Spitze  der  Deutschen,  bzw.  der  „europäischen Identität“
sehen.

Natürlich können wir  hier  nicht  alle  Symbole  und Taktiken der  Faschos
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aufzeigen,  aber wer mehr Interesse daran hat,  kann sich auf Seiten wie
nonazis.net  weiterinformieren  oder  in  der  lokalen  REVOLUTION-Gruppe
nachfragen. Dort gibt es auch Sticker um Nazisticker zu überkleben.

Ein Artikel von Simeon Halter – REVOLUTION Kassel

Wie  die  Schule  Geschichte
schreibt…
In  vielerlei  Hinsicht  spiegelt  die  Schule  nur  das  kapitalistische
System wieder: Das Notensystem gleicht dem Konkurrenzkampf auf
dem Arbeitsmarkt, Frauen und Mädchen werden gern mal sexistisch
behandelt,  die  Unterordnung  unter  die  Hierarchie  der  Lehrkraft
bereitet uns auf die Unterordnung unter unseren späteren Chef vor.

Schulstreik in Berlin 2014 – Kampf für freie Bildung

Die Schule hat außerdem die Aufgabe uns ideologisch in das kapitalistische
System zu integrieren. Besonders betrifft das jene Fächer, die bezwecken,
uns  die  Gesel lschaft  und  ihre  Entwicklung  zu  –  „erklären“  –
Politikwissenschaft,  Geschichte,  Sozialkunde,  Gesellschaftslehre,…  die
Fachbezeichnungen  variieren,  aber  letztlich  ist  es  überall  das  gleiche
Geschenk  mit  verschieden  bunten  Verpackungen.

Die  Ideologie  hinter  den  Gesellschaftswissenschaften  in  der  Schule  ist
simpel: Wir sollen das bestehende System als unabänderlich hinnehmen, wir
sollen  mit  dem System versöhnt  werden,  am Besten  noch  bevor  wir  es
hinterfragen. Um es gleich klar zu stellen: Wir reden hier von dem, was die
Kultusministerien,  die  hinter  den  Lehrplänen  stecken,  gerne  hätten.  Wir
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reden keinesfalls von den Lehrer_Innen. Unter ihnen können sich sowohl die
größten Fans des Kapitalismus und der bürgerlichen Demokratie befinden,
als auch Lehrer_Innen die teilweise recht starke Kritik an diesem haben.

Dementsprechend  offen  sind  diese  Lehrkräfte  auch  für  kritische
Anmerkungen zu den jeweiligen Themen; bei manchen stoßen wir auf offenen
Ohren, bei  anderen werden wir im Satz unterbrochen und es wird nicht
weiter auf uns eingegangen.

Die Schule hat hier also die Aufgabe einer Ideologieintegration, übrigens
eines  der  Hauptziele  des  kapitalistischen  Staates:  Die  Unterdrückten
(Lohnarbeiter_Innen,  Arbeitslose,…)  sollen  mit  der  herrschenden  Klasse
versöhnt werden, die Klassengegensätze werden verwischt, ja schlicht nicht
erwähnt. Wir alle werden zu Bürger_Innen der Nation.

Betrachten  wir  einmal  den  Geschichtsunterricht.  Wir  als  Marxist_Innen
wissen: „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von
Klassenkämpfen.“  [Karl  Marx  /  Friedrich  Engels:  Das  Manifest  der
kommunistischen  Partei,  1848].  Um  die  geschichtliche  Entwicklungen
analysieren zu können, müssen wir diese auf ihre Ursachen zurückzuführen,
eben den Klassenkampf zwischen Unterdrückten und Herrschenden. Dabei
h i l f t  d e r  h i s t o r i s c h e  M a t e r i a l i s m u s .
http://www.onesolutionrevolution.de/marxismus/grundlagen-des-marxismus-h
istorischer-materialismus/  Diese wissenschaftliche Methode wird uns in der
Schule nicht gelehrt.

Dort, wie auch in der bürgerlichen Geschichtswissenschaft allgemein, ist die
Geschichte eine mehr oder weniger lose Abfolge von Geschehnissen, die nur
teilweise  in  Zusammenhang  gebracht  werden.  Vor  allem  wird  oft  sehr
ausführlich über die „großen guten und schlechten“ Personen der Geschichte
unterrichtet:  Cäsar,  Ludwig  der  XIV.,  Napoleon,  Hitler,…selten  wird  im
Unterricht  hingegen  über  die  unterdrückten  Klassen  der  Geschichte
gesprochen.

An manchen Stellen der Geschichte tritt dieser Klassenkampf allerdings ganz
offen zu Tage und er ist nicht zu ignorieren. Das entscheidende ist aber, ob
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diese  Kämpfe  positiv  oder  negativ  behaftet  vermittelt  werden.  Die
Französische Revolution 1789, welche den Adel stürzte und das Bürgertum
an die Macht brachte, wird beispielsweise positiv dargestellt. Klar, denn in
jener  Zeit  wurden  ganz  entscheidende  Grundsteine  für  den  modernen
bürgerlichen Staat  gelegt,  z.B.  der  Schutz  des  Privateigentums oder  der
Parlamentarismus.

Hingegen wird jene Revolution, die die Arbeiter_Innenklasse erstmals an die
Spitze  eines  Staates  brachte,  die  russische  Oktoberrevolution  1917,
verteufelt. Das ganze habe direkt in die Diktatur geführt. Das Problem ist
hier, dass jede Differenzierung zwischen einer Diktatur der Bourgeoisie und
einer  des  Proletariats  fehlt.  Richtig  traurig  wird  es,  wenn  es  um  den
Stalinismus geht; auch in der Schule wird er gern als Beweis herangeführt,
dass  der  Kommunismus  eine  grausame  Diktatur  einer  grauen  Welt  aus
Plattenbauten sei.

Das  der  Stalinismus  keinesfalls  den  vollendeten  Kommunismus  darstellt
(keine demokratischen Räte, keine demokratische Planwirtschaft, nach wie
vor Existenz einer Währung,…), dass fehlt im Geschichtsbuch. Der Fokus
liegt auf der politischen Verfolgung und dem Morden, des stalinistischen
Terrors.  Doch  diese  Politik  steht  im  Gegensatz  zu  jeder  Form
kommunistischen Denkens –  Diese Aussage wird ungern betrachtet.  Hier
liegt ein wesentlicher Grund, warum uns im Alltag immer Skepsis widerfährt,
wenn wir uns als Kommunist_In outen. Eine kritische, zielführende Reflektion
der Sowjetunion ist nicht erwünscht, da die Auseinandersetzung mit dieser
Gesellschaftsform die Macht der Kapitalist_Innen bedroht.

Im Politikunterricht geht diese Ideologisierung weiter, hier sollen wir auf den
Geschmack der parlamentarischen Demokratie kommen.

Beispiel? Bitte schön! Von jenen Artikeln des Grundgesetzes, wird der erste
im Unterricht am meisten gehypt: Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Klingt doch gut, oder? Problem: Der Staat selbst tritt dieses Grundrecht (gilt
für alle in Deutschland LEBENDEN Menschen!) mit Füßen, wie es ihm passt.
Flüchtlinge  wissen  ein  Lied  davon  zu  singen.  Auch  das  bleibt  je  nach
Lehrkraft außen vor, bei manchen wird es behandelt.



Entscheidend ist aber, dass unsere Politisierung bitteschön im Rahmen der
„freiheitlich demokratischen Grundordnung“ stattfindet. Sprich: Rührt nicht
an der herrschenden Ordnung! Für Linke bedeutet dies, dass wir auch schon
mal getreu der „Extremismustheorie“ mit Rechten in einen Topf geworfen
werden – Dies kann auch in der Schule passieren.

Kritisches Denken ist in der Schule nicht verboten, jedoch wird oft wenig
getan es bei den Schülern zu fördern. Vor allem für Hauptschüler, welche oft
am  meisten  von  Ausbeutung  beim  Arbeiten  bedroht  sind.  Viel  häufiger
bekommt man die  Lehrinhalte  durch Frontalunterricht  eingetrichtert  und
muss sie aufsaugen wie ein Schwamm.

Wir  sehen also,  dass  diese Fächer stark von der  herrschenden Ordnung
abhängig sind und diese rechtfertigen. In Nazideutschland äußerte sich das
besonders extrem; Rassenlehre stand auf dem Lehrplan.

Gerät  das  System  durch  Krisen  ins  Schlingern,  wird  die  ideologische
Indoktrinierung  noch  zunehmen.  So  z.B.  aktuell  in  der  Ukraine,  wo  die
Schulgeschichtsbücher Stepan Bandera – einen ukrainischen Nazi, der mit
Nazideutschland zusammen arbeitete – seit diesem Jahr als Nationalhelden
feiern.

Auch  in  Deutschland  wi l l  d ie  rechtspopul is t ische  AfD  den
Geschichtsunterricht auf das 19. Jahrhundert umgewichten, weg von allem
Leid, dass Deutschland im 20. Jahrhundert über die Welt brachte.

Der  Schulunterricht  wird  immer  den  Anstrich  der  bestehenden Ordnung
haben, das wird er auch für die Zeit nach einer sozialistischen Revolution
haben. Die Schulgeschichtsbücher würden ihr Augenmerk besonders dem
Klassenkampf  widmen,  also  dem  Kampf  der  Unterdrückten  gegen  die
Ausbeutung durch die herrschende Klasse. Die Aufdeckung und Aufarbeitung
kapitalistischer Interessenpolitik und damit verbundener Verbrechen (Kriege,
Regierungsstürze, Mord, Raubwirtschaft, etc.) wird ein wichtiger Punkt. Die
Schule soll solidarisches und kritisches Denken mit auf den Weg geben, statt
egoistisches Karrieredenken und Konkurrenzkampf.



Bildungsstreik  in  Frankreich:
Marxismus  ist  die  Antwort

Um das zu erreichen, müssen wir bereits jetzt dieses Denken in die Schulen
tragen, damit der Kapitalismus als bestehendes, unterdrückerisches System
erkannt wird. Unsere Mitschüler müssen die Möglichkeit haben eine neue,
sozialistische Gesellschaftsorganisierung zu thematisieren. Wo immer es der
Schulunterricht möglich macht,  sollten wir versuchen Kritik zu üben und
unsere Auffassung der Geschichte und der Politik zu präsentieren.

Darüber hinaus müssen wir an den Schulen Schüler_Innenkomitees aufbauen
(hierbei  kann  folgender  Text  von  REVOLUTION  aus  2008  helfen  LINK:
http://www.onesolutionrevolution.de/schule_schulstreik_aktionen_wiss
en/widerstand-formieren-sch%C3%BClerinnenstreikkomitees-aufbauen!/), die
die marxistische Bildung für interessierte Schüler_Innen in Lesezirkeln und
Diskussionsrunden  möglich  machen  und  zum  Agitieren  von  Kritik  im
Unterricht ermutigen und schließlich den Widerstand und den Kampf gegen
die zunehmend prekäre Lage der Jugend aufnehmen!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Bericht  zur  Kurdistan
Demonstration  in  Kassel  am
vergangenem  Samstag,
18.10.2014
Unter dem Motto „Der kurdische Widerstand – Zwischen IS Terror, Embargo
und  ausländischer  Intervention“  rief  die  Neue  antikapitalistische
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Organisation  (NaO)  gemeinsam  mit  dem  Verband  der  Studierenden  aus
Kurdistan (YXK) und der kurdischen Gesellschaft Kassel am vergangenem
Samstag zur Demonstration auf. Als Teil der NaO waren auch wir von der
Jugendorganisation  REVOLUTION  an  der  Planung,  Mobilisierung  und
Durchführung  der  Demonstration  beteiligt.

Bereits am vorangegangenem Donnerstag organisierten wir gemeinsam mit
unseren kurdischen Genoss_Innen eine Info- und Diskussionsveranstaltung
zum  Widerstand  gegen  den  IS  in  Rojava/Kobane,  welche  Teil  unserer
Mobilisierung war. Diese Veranstaltung war schon ein großer Erfolg und
zeigte mit seinen über 70 Besucher_Innen, wie groß das Interesse an der
Thematik  ist  und  die  Diskussion  am  Ende  wie  viele  Menschen  aktiv
Solidarität leisten möchten.

Unserem relativ kurzfristigen Aufruf, auf die Straße zu gehen, Solidarität mit
dem kurdischen Widerstand zu bekunden und Öffentlichkeit  zu  schaffen,
folgten dann am Samstag weit mehr als 500 Menschen. So ziemlich jede linke
Gruppe in Kassel schloss sich unserem Protest an; wir von REVOLUTION
waren mit ca 10 GenossInnen, vielen Fahnen und Transparenten vertreten
und  vor  allem  unsere  kurdischen  Genoss_Innen  hatten  kräftig  Leute
mobilisiert.  Viele  jüngere  AktivistInnen  und  viele  kämpferische  Frauen
beteiligten  sich  an  der  Demonstration.

Unterstützung gab es auch aus anderen Städten, darunter Fulda, Göttingen,
Frankfurt  und  Dortmund.  So  liefen  wir  um  15  Uhr  lautstark  und
hochmotiviert  mit Transparenten und Fahnen bei bestem Wetter von der
Hauptpost los.

Während  wir  durch  die  Innenstadt  zogen  forderten  die  Massen  in
Sprechchören internationale Solidarität,  eine Aufhebung des PKK-Verbots,
die  Freiheit  für  Abdullah  Öcalan  und  alle  politischen  Gefangenen  und
Unterstützung für die YPG/YPJ. Ebenso wurde die Politik Erdogans, welcher
den IS unterstützt und Kurd_Innen nicht nach Kobane zum Kämpfen lässt,
verurteilt.

Auf  der  Hälfte  der  Strecke  wurde  nach  einem  Redebeitrag  eine
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Schweigeminute für die gefallenen Held_Innen von Kobane eingelegt,
die  den barbarischen Horden des  IS  seit  Wochen in  zahlenmäßiger  und
waffentechnischer Unterlegenheit tapferen Widerstand leisteten.

Die  zahlreichen  Passant_Innen  beobachteten  den  Demonstrationszug
interessiert,  nicht  wenige  schlossen  sich  spontan  an.

Auf der Abschlusskundgebung auf dem Königsplatz wurde gesungen, getanzt
und es gab eine Reihe von Redebeiträgen, welche die Fortschrittlichkeit des
kurdischen  Projektes  in  Sachen  Frauenbefreiung,  Basisdemokratie  und
Einbindung aller kultureller und ethnischer Gruppen in den Vordergrund
rückten. Ebenso wurde der westliche Imperialismus und seine rein profit-
und geostrategischorientierten Interessen in der Region scharf angegriffen.

Auch  wir  haben  einen  Redebeitrag  geliefert,  den  wir  nun  im  Wortlaut
zitieren:

„Hal lo,  ich  bin  Lars  von  der  unabhängigen  internationalen
Jugendorganisation  REVOLUTION.

Wir von REVOLUTION unterstützen den Befreiungskampf der Kurd_Innen in
Kobanê  und  überall  sonst!  Es  ist  wichtig  diesen  Kampf  auch  auf  die
deutschen Straßen zu tragen,  denn der  deutsche Staat  trägt  eine große
Mitschuld an der Unterdrückung der Kurd_Innen.

Tagtäglich  setzt  die  Türkei  als  größter  Empfänger  deutscher
Rüstungsexporte die Unterdrückung der Kurd_Innen auch mit Waffen aus
Deutschland durch! Auch die Ausbildung türkischer Soldat_Innen wird von
Deutschland unterstützt.

Es  hat  schon  fast  Tradition,  dass  Kurd_Innen  durch  die  deutsche
Rüstungsindustrie sterben: In den 1980er Jahren tötet das irakische Hussein-
Regime  tausende  widerständige  Kurd_Innen  mit  Giftgas,  welches  aus
irakischen  Fabriken  kam,  die  mit  deutscher  Hilfe  aufgebaut  wurden.

Auch am Aufkommen des IS trägt Deutschland als NATO-Verbündeter der
USA Mitschuld: Die USA haben mit ihrer Nahost Politik seit  den 1970er



Jahren die Situation dort immer weiter verschärft. Sie haben die Dschihad –
Gruppen in Afghanistan gegen die Sowjetunion aufgebaut, Hussein gegen
den Iran bewaffnet und dann beseitigt, sunnitische und schiitische Gruppen
gegeneinander ausgespielt. Das Resultat dieser Politik ist der IS. Dieser USA
stand die BRD stets als Partner zur Seite, wenn nicht militärisch, dann doch
mindestens wirtschaftlich!

Jetzt  nutzt  der  Westen den Vormarsch des  IS als  Vorwand um sich
militärisch  im Nahen Osten  zu  verankern  und  sich  so  den  Großteil  des
weltweit bekannten Ölvorkommens zu sichern. Deswegen galten die ersten
Luftangriffe Erdölanlagen des IS und nicht den IS – Stellungen vor Kobanê.

Für uns ist der Kampf gegen den IS deshalb klar ein antiimperialistischer
und antifaschistischer!

Das auch Deutschland kein befreites Kurdistan will, zeigt die Tatsache, das
die  PKK,  mit  die  einzige  Kraft,  die  den  IS  effektiv  bekämpft,  weiterhin
verboten ist. Für uns ist das nicht hinnehmbar!

Die Mitschuld Deutschlands am Elend der Kurd_Innen und der gesamten
Region  zeigt  klar  die  Notwendigkeit  von  internationaler  Solidarität!
Deswegen  haben  wir  von  REVOLUTION  als  Teil  der  NaO  eine
Spendenkampagne zur Unterstützung der YPG / YPJ eingeleitet. Innerhalb
von  gut  3  Wochen  sind  schon  30.000  Euro  an  die  kurdischen
Selbstverteidigungskräfte gegangen. Mittlerweile gibt es aus ganz Europa
Zuspruch für die Kampagne und wir rufen auch weiterhin zur Unterstützung
der Spendensammlung auf!

Die  Frage,  ob  man  den  Kampf  der  Kurd_Innen  in  Rojava  mit  Waffen
unterstützen soll, beantworten wir also klar mit Ja!, denn das ganze ist eine
Frage zwischen einem Kobanê unter dem IS und einem Kobanê, was einen
der freisten Ort des gesamten Nahen Osten darstellt.

Für  uns  ist  mittelfristig  deshalb  auch  die  Frage  nach  dem Aufbau  von
revolutionär-sozialistischen Parteien im Nahen Osten unumgänglich,  denn
nur so wird letztlich ein dauerhafter Frieden und ein freier Naher Osten
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erreicht werden können, da sich die Region nur so vom Imperialismus, der
Ursache der dortigen Kriege, unabhängig machen kann.

Das heißt auch den Barzani-Clan zu kritisieren, der sich bereits im Irakkrieg
2003 zum Handlanger des Imperialismus machte.

Aktuell fordern wir vom deutschen Staat:

Die Aufhebung des Verbotes der PKK und damit die Freiheit für alle
politischen Gefangenen!
Den  Stopp  aller  Rüstungsexporte  an  Unterdrückerstaaten  und
imperiale Handlanger!
Massive  Unterstützung  der  YPG  /  YPJ  ohne  irgendwelche
imperialistischen Bedingungen!
Die Anerkennung Rojavas!
Den gänzlichen Abzug der Bundeswehr aus dem Nahen Osten und
der ganzen Welt!

Das fordern wir natürlich auch von allen anderen Imperialstaaten.

Die  Bewegung  muss  den  Kampf  der  letzten  Wochen  fortführen  und  die
öffentliche Aufmerksamkeit weiter auf sich und den kurdischen Kampf ziehen
– das tun wir auch heute hier in Kassel!

Für ein einiges, freies, säkulares und unabhängiges Kurdistan!

Bijî Berxwedana Kobanê!“

Ein Bericht von Lukas Müller, REVOLUTION Kassel

Der  Kampf  um  ein  freies

https://onesolutionrevolution.de/der-kampf-um-ein-freies-kurdistan-unterstuetzung-und-widerstand-ausserhalb-kobanes/


Kurdistan  –  Unterstützung  und
Widerstand außerhalb Kobanês
Vor rund einem Monat veröffentlichten wir einen Text mit dem Titel „Der
K a m p f  i n  K u r d i s t a n  –  E n t w i c k l u n g e n  u n d  P e r s p e k t i v e “
(http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/der-kampf-in-kurdistan-entwi
cklungen-und-perspektiven/),  der  auch  in  unserer  neusten  Zeitung
abgedruckt ist. Zum Zeitpunkt des Schreibens war Kobanê erfolgreich gegen
den  IS  gehalten  worden,  dieser  wurde  immer  wieder  zurückgedrängt.
Mittlerweile steht der IS in Kobanê und die kurdische Selbstverwaltung in
Nordsyrien ist so bedroht wie noch nie – ein weiteres Massaker droht, bzw.
findet statt. Aber neben der Bedrohung wurde gleichzeitig auch außerhalb
von Rojava der Widerstand größer – um diesen soll es hier gehen.

Um diesen jedoch zu verstehen, werfen wir auch nochmal einen Blick auf die
Rolle  und  Mitschuld  anderer  Staaten  und  schauen  gegen  was  wir  dort
kämpfen müssen.

Die türkische Polizei setzt Tränengas gegen protestierende Kurd_Innen
e i n .  Q u e l l e :
http://bilder1.n-tv.de/img/incoming/origs13741796/8492732695-w1000
-h960/49223952.jpg

Aufstände in der Türkei

Die türkische Armee steht gleich hinter Kobanê an der syrischen Grenze, die
AKP-Regierung  Erdogans  brachte  vor  kurzem  eine  Erklärung  zum
militärischen Eingreifen in Syrien heraus, dass Interesse ist hier aber eine
Beseitigung des vormaligen Verbündeten, nur seit dem Bürgerkrieg nicht
mehr haltbaren,  Baschar  al-Assad,  sowie eine „Niederwerfung der  PKK“.
Dazu unterstützt der türkische Staat auch den IS: Offenhalten der Grenzen
für  IS-Kämpfer  und  der  Ankauf  von  Öl  aus  dem  vom  IS  kontrollierten
Raffinerien,  Behandlung  der  Terroristen  in  türkischen  Krankenhäusern.

https://onesolutionrevolution.de/der-kampf-um-ein-freies-kurdistan-unterstuetzung-und-widerstand-ausserhalb-kobanes/
https://onesolutionrevolution.de/der-kampf-um-ein-freies-kurdistan-unterstuetzung-und-widerstand-ausserhalb-kobanes/
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/der-kampf-in-kurdistan-entwicklungen-und-perspektiven/
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/der-kampf-in-kurdistan-entwicklungen-und-perspektiven/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/10/49223952.jpg


Gleichzeitig hält man die Grenzen für kurdische Kämpf_Innen dicht und wenn
diese die Zäune einreißen wird mit Tränengas und scharfer Munition seitens
des türkischen Militärs geantwortet. Am Wochenende wurden außerdem 3
deutsche Journalisten verhaftet.
Die rechtskonservativ-islamistische AKP-Regierung strebt eine „Pufferzone“
an der Syriengrenze an – diese entstünde also genau dort, wo Rojava ist.
Genau das muss den Kurd_Innen bewusst  gemacht  werden.  Die  Meisten
wissen das sicherlich auch, doch andere fordern aus reiner Verzweiflung ein
militärisches Eingreifen mit Bodentruppen in Kobanê – doch bevor die Türkei
gegen IS kämpft und zerschlägt wird sie viel wahrscheinlicher die kurdischen
Strukturen zerstören.

Die  Kurd_Innen  haben  von  diesem türkischen  Staat  nichts  zu  erwarten.
Überall  in  der  Türkei  brachen  Proteste  und  Aufstände  los.  Die  Türkei
antwortet  auch  hier  mit  der  schärfsten  Repression:  Ausgangssperren  in
einigen Städten, massives Polizei – und Militäraufgebot, scharfe Munition
und  Tränengas  –  es  wird  von  über  30  Toten  gesprochen.  Zum  14.10.
bombardierte  die  Türkei  gar  mit  F-16  Kampfjets  die  kurdische  Region
Hakkari  in  der  Nähe  zum Irak  –  die  ersten  Angriffe  aus  der  Luft  seit
eineinhalb Jahren.

Daneben attackieren bewaffnete faschistische und islamistische Mobs der
„Grauen Wölfe“ oder „Hizbullah“(nein, nicht die im Libanon), ohne daran
gehindert zu werden, Kurd_Innen und linke Türk_Innen. Aber diese wissen
sich militant und ebenfalls mit Waffen wie Molotow-Cocktails zur Wehr zu
setzten,  z.B.  wurden  Parteizentralen  der  AKP  und  Sitze  islamistischer
Organisationen  angegriffen.  Keine  Frage:  Ohne  die  Unterstützung  der
kurdischen Gemeinde der Türkei, wäre Kobanê längst gefallen, schaffen sie
es doch immer wieder irgendwie Waffen und Lebensmittel nach Kobanê zu
bringen.

Ihre zentralen, von uns klar unterstützen Forderungen sind:

– Stopp des türkischen Staatsterror gegen die kurdische Bewegung
– ein Waffenkorridor nach Kobanê, Aufhebung des Embargos
– schwere Waffen, vor allem Panzerabwehr, für die Selbstverteidigungskräfte



von Rojava, der YPG / YPJ – sie haben bewiesen, dass sie die effektivsten
Kämpfer_Innen gegen den IS sind
– Öffnung der Grenzen für Flüchtlinge und kurdische Kämpfer_Innen
– massive humanitäre Unterstützung Kobanê
– Aufhebung des PKK – Verbotes, Freilassung aller politischen Gefangenen
– Einstellung jeglicher Unterstützung des IS seitens des türkischen Staates

Solidarität  erfahren  die  Kurd_Innen  dabei  seitens  der  türkischen
Gewerkschaft KESK und von der türkischen Linken, welche den Protest auch
in Städte mit wenigen Kurd_Innen tragen. Diese Zusammenarbeit gab es in
der Vergangenheit weniger, Kämpfe führte man eher getrennt. Genau hier
liegt die Perspektive für den kurdischen und türkischen Widerstand gegen
die  Unterdrückung.  Momentan  ist  macht  diese  Bewegung  nur  einen
kleineren Teil der türkischen Bevölkerung aus – über 60 % der Bevölkerung
steht hinter AKP und anderen, reaktionären Parteien. Gerade weil die soziale
Schieflage auch in der Türkei immer größer wird, muss gemeinsam eine
Alternative  der  türkischen  Linken  und  der  Befreiungskämpfe  Kurdistans
aufgezeigt werden, die der sozialistischen Organisierung einer Gesellschaft
mit der Arbeiter_Innenklasse als Basis.

Die  bürgerliche  PKK  und  ihr  syrischer  Ableger  PYD  vertreten  diesen
Standpunkt nicht, stellen nicht die Eigentumsfrage. Dennoch: Sie sind zur
Zeit die progressivsten Kräfte im gesamten Nahen Osten und wir lehnen sie
nicht ab – im Gegenteil: Wie groß unsere Unterstützung für diese Kräfte ist,
wird der Artikel noch zeigen! Das heißt aber nicht, dass wir sie nicht auch
kritisieren, wie im oben erwähnten Artikel bereits ausführlicher geschehen.
Eine  wesentliche  Schwäche  der  Gezi-Bewegung im letzten  Jahr  war  das
Fehlen einer Kraft, die ein klares Programm, eine klare Alternative vertritt.
In unseren Augen stellt  nur eine revolutionäre-internationalistische Partei
mit klar sozialistischer Ausrichtung, und Bezug zur Arbeiter_Innenklasse eine
solche Alternative. Die Lage in Kurdistan und der Türkei machen den Aufbau
einer solchen Kraft genau jetzt notwendig.

Widerstand in Nahost

In den anderen Teilen Kurdistans, die im Irak, Syrien und dem Iran liegen ist



der Kampf um Rojava ebenfalls ein zentrales Thema.

Syriens Diktator Assad überließ bei Ausbruch des Bürgerkrieges die Kantone
der Rojava den Kurd_Innen, welche seitdem von YPG / YPJ verteidigt werden.
Das Land ist im Bürgerkrieg versunken, zu großen Teilen unter der Kontrolle
des IS, die Widerstandsgruppen sind stark zersplittert und Assad mordet
weiter gegen das syrische Volk, 40 % von diesem sind auf der Flucht. Teile
der  FSA,  deren  Führungen  sich  teilweise  auch  dem  Imperialismus  als
Handlanger anbietet, lehnen die Unterstützung der Kurd_Innen ab, andere
Teile kämpfen mit ihnen zusammen.  In diesem taktischen (nicht politischen),
gemeinsamen Kampf liegt  die einzige Hoffnung,  um den IS in Syrien zu
zerschlagen und die Revolution neu zu entfachen.

Im Irak nahm diesen Sommer die Offensive des IS ihren Anfang. Inzwischen
gab es enormen Zulauf aus den sunnitischen Teilen der Bevölkerung, vor
allem von Arbeitslosen und ehemaligen Militärs unter Hussein, denen sich
der  IS  als  allgemeiner  Vertreter  anbietet.  Diese  soziale  Basis  –
Kleinbürgertum  und  deklassiertes  Proletariat  (Arbeitslose,  prekär
Beschäftigte)  –  macht  den  IS  zu  einer  religös  –  fundamentalistschen,
faschistischen Kraft. Er kontrolliert große Teile des Landes, die von der USA
aufgebaute irakische Armee konnte ihm nichts entgegensetzten.

Auch  hier  stützen  sich  die  Kurd_Innen  aufeinander  –  die  HPG  (der
militärische Arm der PKK), YPG / YPJ und die Peschmerga der PUK und KDP
Barzanis  (zu  einer  Charakterisierung  dieser  ebenfalls  den  Link  oben
anklicken) konnten jüngst beispielsweise die strategisch wichtige Grenzstadt
Rabia an der syrischen Grenze vom IS befreien. Unterstützung gibt es dabei
von der „Koalition der Willigen“ – aber auch nur für die ihm wohlgesonnenen
Peschmerga.

Der Iran hat mit dem kurdischen Kampf noch am wenigsten zu tun. Doch
auch  der  Iran  trug  dazu  bei,  den  IS  zu  stärken  –  war  er  doch  an  der
Niederschlagung sunnitischer  Aufstände im Irak beteiligt  und schürte  so
deren Wut. Die Kurd_Innen selbst werden freilich auch hier unterdrückt, es
gibt  Gefechte  zwischen  HPG  und  iranischer  Armee,  die  Bevölkerung
protestiert  auch  gegen  die  Untätigkeit  dem  IS  gegenüber.



Im gesamten Nahen Osten scheinen die Herrscher, bzw. die Statthalter des
Westens den Fall Kobanês hinzunehmen – würde der kurdische Erfolg doch
ihren Einfluss schmälern.

Doch genauso solidarisieren sich einige Menschen trotz der Hegemonie von
reaktionärer Ideologie im Nahen Osten von Afghanistan bis zum Mittelmeer
mit Kobanê, sehen sie doch in ihm eine Hoffnung abseits von Islamisten und
Imperialisten.
Für den Erfolg dieses Kampfes stellt sich genau die gleiche Frage, wie oben
bei  der Türkei:  Die Frage einer sozialistischen Partei  mit  revolutionärem
Programm,  welches  fähig  ist  den  aktuellen  Kampf  zum  Kampf  der
Lohnabhängigen und Ausgebeuteten zu machen, nicht zu einem der Eliten,
Clans und Imperialisten. Denn darunter haben die Menschen genug gelitten.

Solidarität aus aller Welt?

Aus der USA, dem Hauptverantwortlichen für die Situation im Nahen Osten,
gibt es bislang kaum Solidarität mit den Kurd_Innen. Dabei müsste doch aus
dem Irak und Afghanistan bekannt sein, wozu eine militärische Intervention
im Nahen Osten führt. Hier sei erneut auf den Link oben verwiesen.

Aktuell  „unterstützen“  die  USA und  ihre  Koalition  mit  Luftschlägen  den
kurdischen Kampf. Blöd nur, dass Kobanê selbst sagt, dass
sie davon bisher wenig sahen – erst seit  der IS in der Stadt steht,  wird
gebombt… und die Stadt  zerstört.  Vorher war es anscheinend wichtiger,
Raffinerien und Ölförderanlagen zu bombardieren – aus Sicht der USA sind
diese natürlich viel wichtiger. Das ist also ein „humanitärer Einsatz“. Wenn
die YPG / YPJ die Luftschläge ausnutzen können, sollen sie das freilich tun.
Wir lehnen diese jedoch entschieden ab – sind sie doch nur der Versuch, den
Nahen Osten nach den imperialen Interessen neu zu ordnen – wie gut das
funktioniert ist bekannt. Die beste Waffe gegen den IS sind nach wie vor die
YPG /  YPJ –  doch Ausrüstung gibt  es nur für wohlgesonnene Helfer des
Imperialismus – z.B. die Peschmerga. Mit den Bomben spielt der Westen
zudem dem IS zu und treibt nur noch mehr Menschen, die vom Imperialismus
genug haben in seine Hände des IS – und das mittlerweile aus aller Welt –
allein aus Europa und der ehemaligen Sowjetunion 4.300 Kämpfer (ZEIT



ONLINE, 4.9.2014).

Wir unterstützen deshalb den Aufruf der Genoss_Innen der Workers Power
aus  den  USA,  die  Antikriegsbewegung  neu  zu  entfachen  und  dem
Imperialismus  in  den  Rücken  zu  fallen.

Europa trägt ebenfalls eine Mitschuld an der Krise in Nahost. Vor allem die
Duldung der Politik Erdogans und der AKP ist da zu erwähnen (schließlich
soll der NATO-Partner und Handelspartner der EU nicht vergrault werden).
Die Heuchelei der Politiker_Innen kennt keine Grenze: Man helfe ja, liefere
Waffen – natürlich nicht an die YPG / YPJ, da ja sonst wieder einem Erdogan
und den eigenen imperialen Interessen ans Bein gepinkelt würden.

Doch  hier  in  Europa  leben  auch  die  meisten  Kurd_Innen  außerhalb  der
kurdischen  Gebiete.  Überall  gehen  Menschen  auf  die  Straße:  in
Großbritannien,  in  Frankreich,  in  Österreich.  In  Wien  gingen  am
Wochenende  bis  zu  7000  Menschen  auf  die  Straße,  auch  REVOLUTION
Austria  war  dabei.  Es  gibt  Spendenkampagnen  zur  Unterstützung  von
Rojava. Der wesentliche Erfolg ist aber, dass der kurdische Kampf sichtbarer
wurde,  auch  wenn  die  bürgerlichen  Medien  wie  üblich  gern  Tatsachen
auslassen oder verdrehen, wie z.B. die Aufstände in der Türkei, über die
wenig  berichtet  wurde.  Nichtsdestotrotz  wissen  mittlerweile  die  meisten
Menschen, dass es ein Kobanê gibt und wer dort gegen wen kämpft, dass war
seit Ausbruch des Bürgerkriegs in Syrien nicht der Fall – auch wenn der
Grund für diese Sichtbarkeit ein mörderischer Krieg ist.

Unterstützung in Deutschland?

Zur Rolle des deutschen Staates sei auf die Zeilen unter Europa verwiesen.
Wir  wollen  nur  kurz  ein  paar  Fakten  liefern:  die  Türkei  ist  der  größte
Abnehmer deutscher Waffenexporte, jüngst beschloss die Bundesregierung
Waffenexporte  in  die  Arabische  Emirate  (sehr  wahrscheinlich  finanzielle
Unterstützer  des  IS),  Verfolgung  kurdischer  Aktivist_Innen  in  der  BRD,
Lieferung  von  chemischen  Kampfstoffen,  die  auch  gegen  Kurd_Innen
eingesetzt wurden. Damit sollte die Verantwortung des deutschen Staates
klar sein.



Auch hier wird es Workshops zum kurdischen Kampf
geben…

Auf die Rolle der SPD und CDU / CSU als Teil der Bundesregierung brauchen
wir  auch  nicht  eingehen  –  interessanter  wird’s  bei  den  GRÜNEN:  Am
Wochenende  wurde  doch  tatsächlich  aus  ihren  Reihen  gefordert,  die
Bundeswehr zur nach Kobanê zu schicken. Die GRÜNEN stehen damit auch
als  Opposition  weiterhin  nach  Kosovo  und  Afghanistan  zuverlässig  und
konsequent auf der Seite des deutschen Imperialismus.
Bei der LINKEN reichen die Losungen von Waffenbefürwortung im Sinne
einer  Regierungsfähigkeit  (Gysi),  bis  hin  pazifistischen  Positionen  („Die
sollen das mal friedlich lösen!“).

Zusammenfassend kann man hier  sagen:  Solidarität  mit  den  Kurd_Innen
aussprechen, auch mal auf eine Demo gehen, aber wirklich praktisch wird
diese Solidarität nicht. Sogar Linkspartei-Abgeordneter Stefan Liebich taucht
hin und wieder auf den kurdischen Solidaritätsdemos in Berlin auf und lässt
sich mit den Aktivist_innen ablichten. Vor einigen Wochen stand er noch auf
der pro-imperialistischen Seite der Proteste, nämlich als der Gaza-Streifen
bombardiert  wurde und er  die  blau-weiße Fahne Israels  schwenkte.  Wir
begrüßen die  breite  Solidarität  mit  den Kurd_Innen,  aber  wir  wollen an
dieser  Stelle  betonen,  dass  wir  den  Kampf  gegen  den  IS  als  einen
antifaschistischen, antiimperialistischen bezeichnen. Es ist kein Kampf gegen
den  Islam als  Religion,  so  wie  es  so  manche  Antideutschen  bezeichnen
würden. Wir treten nach wie vor für säkulare Staaten und Religionsfreiheit
ein, im Nahen Osten und überall sonst.

Auch   in  der  radikalen  Linken  ist  das  sichtbar:  Oftmals  bleibt  eine
Positionierung zu dem Konflikt aus („Das ist so unübersichtlich, da versteht
man eh nichts!“), praktische Solidarität mit der YPG / YPJ bleibt aus. Das
alles lässt Teile der deutschen Linken doch recht unfähig wirken.

Dabei ist der kurdische Widerstand in Deutschland der größte in Europa.
Welche Kraft schaffte es zuletzt bis zu 100.000 Menschen in Deutschland auf
die Straße zu bringen, wie am vergangenen Samstag in Düsseldorf? Auch wir
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von REVOLUTION waren zusammen u.a.  mit  der  ARAB und der  Bonner
Jugendbewegung am internationalistischen Block beteiligt. An anderen Orten
werden  Parteizentralen  und  Gewerkschaftshäuser  von  Kurd_Innen  und
Linken besetzt, um diese Organisationen auf ihrer Untätigkeit und fehlende
Solidarität mit Rojava hinzuweisen und sie zur Unterstützung aufzufordern.
Auch  das  unterstützen  wir:  REVOLUTION-Kassel  besetzte  letzte  Woche
zusammen mit dem Studierendenverband der Kurd_Innen YXK über mehrere
Stunden das Parteibüro der SPD. Auch werden schon mal Bahnhöfe und
Straßen besetzt, um auf Kobanê aufmerksam zu machen.

REVOLUTION  auf  der
kurdischen  Großdemo  in
Düsseldorf. Im Hintergrund
die  Abschlusskundgebung
auf  dem  völlig  überfüllten
Platz vor dem Landtag.

Das der Widerstand und die Unterstützung der Kurd_Innen auch hier  in
Deutschland dringend notwendig ist, zeigte sich als in Hamburg und Celle IS-
Anhänger protestierende Kurd_Innen mit Messern angriffen und verletzten.
Daneben gibt esaußerdem noch Salafis wie Pierre Vogel, der sich vom IS
nicht distanziert und die Scharia bewirbt.

Da  die  Bundesregierung  und  anderen  Herrschenden  offenbar  still
beschlossen haben, Kobanê fallen zu lassen, haben wir uns als Teil der NaO
(Neue  antikapitalistische  Organisation)  zusammen  mit  der  ARAB
(Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin) dazu entschlossen, Spenden
für die PYD und ihren militärischen Arm der YPG / YPJ zu sammeln – die
Kampagne ist schon jetzt ein großer Erfolg, die ersten 30.000 Euro wurden
bereits  übergeben,  es  gibt  bereits  Unterstützung  aus  anderen  Ländern,
zahlreiche Organisationen schlossen sich bereits an. Die Kampagne hat das
Potenzial, das Fehlen von Solidarität zu überwinden. Wir rufen weiter zur
Unterstützung der Spendenkampagne auf, hier geht es zu unserem Aufruf:
(http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/solidaritaet-mit-rojava-widers
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tand-braucht-waffen-sieg-der-ypgypj/).

Nach dem die Postbank das erste Spendenkonto politisch motiviert blockiert
hat, hier das neue Spendenkonto:

Empfänger: MD

IBAN: DE98 5005 0201 1243 1674 49

BIC: HELADEF1822
Über den Charakter der PYD berichteten wir bereits, doch das ist kein Grund
zur Solidaritätsverweigerung, das Ganze ist letztlich eine Frage zwischen
einem Kobanê unter IS und einem Kobanê, was den demokratischsten Hort
des gesamten Nahen Osten darstellt.
Wir  müssen  den  gerade  erst  begonnen  Kampf  intensivieren  und  weiter
führen, dazu laden wir alle Organisationen und speziell die kurdischen zur
gemeinsamen Aktion ein!

Wir fordern ergänzend zu den oben erwähnten Punkten:

– Internationale Anerkennung von Rojava

– Abzug aller imperialistsicher Streitkräfte aus der Region
– den weiteren Aufbau von Solidaritätsbündnissen zur Unterstützung des
kurdischen Widerstandes
– Stopp aller Waffenexporte in die Türkei,  die arabische Emirate und an
sonstige imperiale Handlanger und Despoten
– strukturelle, humanitäre Hilfe und Waffenlieferungen an die YPG / YPJ ohne
irgendwelche imperialen Bedingungen
– eine taktische – nicht politische – Einheitsfront aller kurdischen, syrischen
& irakischen Milizen, die sich IS entschlossen entgegenstellen
– Aufbau von proletarischen Rätestrukturen – Zerschlagung der korrupten
Clanstrukuren,  Einparteienherrschaften  und  Diktaturen  in  Kurdistan  und
dem gesamten Nahen Osten
– den Aufbau einer revolutionär sozialistischen Massenpartei in Kurdistan
und den anderen Ländern in Nahost

http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/solidaritaet-mit-rojava-widerstand-braucht-waffen-sieg-der-ypgypj/


– Kampf dem IS, Kampf dem Imperialismus– nicht nur in Kobanê, sondern
überall
– Unterstützung
der Spendenkampagne „Waffen für Rojava – Solidarität mit der YPG & YPJ“

Bijî Berxwedana Kobanê – Freiheit und Sozialismus für Kurdistan!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda

Solidarität mit Rojava – Waffen
für die YPG / YPJ!
Die  Milizen  der  selbsternannten  „Gotteskrieger“  des  islamischen  Staates
stehen direkt vor den Toren der kurdischen Metropole Kobanê – es droht ein
Massaker falls es ihnen gelingen sollte die Stadt einzunehmen. Zusätzlich
wird die kurdische Selbstverwaltung in Rojava (Westkurdistan/ Nordsyrien)
durch  einen  am  Donnerstag  vom  Parlament  in  Ankara  genehmigten
Einmarsch  der  türkischen  Streitkräfte  bedroht.

Die Kämpfer_innen der kurdischen Selbstverteidigungskräfte YPG und der
Frauenverteidigungskräfte YPJ geben seit Tagen alles, um Kobanê gegen den
Ansturm des übermächtigen und hochgerüsteten Feindes zu verteidigen. Mit
veralten Waffen, Mut und sehr viel Kreativität gelang es ihnen bisher die
Stellungen gegen den IS zu halten, doch die Situation wird von Stunde zu
Stunde kritischer.
Dabei  verteidigen die  Kämpfer_innen der YPG/YPJ  zur  Stunde in  Kobanê
nicht  nur  die  kurdische  Selbstverwaltung  und  deren  emanzipatorischen
Errungenschaften  wie  Basisdemokratie  und  Frauenpartizipation.  Sie
verteidigen das Gewissen der gesamten Menschheit gegen die von der Nah-
Ost-Politik des Imperialismus erzeugte Barbarei: den islamischen Staat (IS).

https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-rojava-waffen-fuer-die-ypg-ypj/
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Auch  hier  wird  es  um  Kobanê  und  den
kurdischen  Kampf  gehen…

In diesem Augenblick, da uns stündlich neue, besorgniserregende Meldungen
aus Kobanê und Rojava erreichen, können wir es nicht länger bei verbaler
Solidarität  und  Öffentlichkeitsarbeit  belassen.  Deshalb  haben  wir  uns
entschlossen ab sofort mit einer Kampagne „Solidarität mit Rojava – Waffen
für  die  YPG/YPJ“  zu  beginnen,  um den Kampf  unsere  Freund_innen und
Genoss_innen vor Ort konkret zu unterstützen.
Wir wollen hier in der Bundesrepublik Geld sammeln, um die militärische
Verteidigung eines fortschrittlichen Gesellschaftsentwurfes im Nahen Osten
zu unterstützen. Wir hätten eine solche Sammlung früher beginnen müssen.
Aber spät zu beginnen ist besser als zu schweigen. Deshalb werden wir in
den  nächsten  Wochen  und  Monaten  unsere  Anstrengungen  darauf
konzentrieren ,  diese Spendenkampagne für die militärische Verteidigung
Rojavas  gegen  fundamentalistische  Reaktion  des  IS  und  kolonialistische
Besatzungspolitik des NATO-Staates Türkei zu einem erfolgreichen Ergebnis
zu führen.

Wir rufen alle Organisationen der politischen Linken, fortschrittliche und
antifaschistische Menschen in der BRD und Europa dazu auf ,sich unsere
Initiative anzuschließen und jetzt ernst zu machen mit der oft beschworenen
„internationalen Solidarität“.

Während die deutsche Regierung die korrupte und feudal-konservative KDP
des nordirakischen Kurdenpräsidenten Barzani mit Waffen ausrüstet, dessen
Peshmerga-Milizen sich bei der Verteidigung der Jeziden im Nordirak gegen
den IS-Terror bisher nicht gerade mit Ruhm bekleckert haben, wollen wir die
Kräfte der linken kurdischen Befreiungsbewegung YPG und YPJ unterstützen
die im August 10 000 vom IS eingekesselten Jeziden das Leben retteten, als
sie einen Fluchtkorridor vom Shengal-Gebirge nach Rojava freikämpften.
Dabei  möchten  wir  den  selbstorganisierten  Ansatz  der  kurdischen
Befreiungsbewegung  aufgreifen  und  als  revolutionäre  Linke  selber  aktiv
werden  anstatt  an  staatliche  Institutionen  zu  appellieren.  Wir  sind
Antimilitaristen und keine Waffenfetischisten. Sicherlich gibt es im Nahen
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Osten genug Waffen. Doch wer verfügt über sie?

Wir haben uns auch deshalb zu dieser Kampagne entschlossen weil für uns
das gesellschaftliche Projekt in Westkurdistan, die „Kommune von Rojava“
von besonderer Bedeutung ist. Nicht nur für den seit über 100 Jahren von
kolonialer  Fremdbestimmung,  Imperialismus  und  reaktionären
Gegenbewegungen  wie  dem  politischen  Islam  geprägten  Nahen  Osten,
sondern  auch  für  die  Zukunft  internationalistische  Politik  und  der
antikapitalistischen  Bewegungen  weltweit.  Der  Aufbau  einer
emanzipatorischen  gesellschaftlichen  Alternative,  deren  Grundlagen
Selbstorganisation, Basisdemokratie, Frauenbefreiung und die Überwindung
ethnischer und konfessioneller Spaltungen sind zeigt das eine „andere Welt
möglich ist“ wenn wir uns auf unsere eigene Stärke besinnen und uns nicht
zum Spielball geopolitischer Interessen machen lassen. Seit dem Siegeszug
des Neoliberalismus in den 1980er Jahren, den Scheitern der antikolonialen
Befreiungsbewegung und dem Kollaps  des  sowjetischen Blocks  hatte  die
weltweite Linke keine ernstzunehmende eigene Option. Saddam oder USA?
Iran oder Israel? Hamas oder Likud? Ghaddafi oder NATO? CDU oder SPD?
Es blieb die wohlbegründete Wahl des (vermeintlich) kleineren Übel.
Das Projekt in Rojava und die kurdische Befreiungsbewegung sind für uns
eine Chance die lähmende Passivität weiter Teile der Linken, zu überwinden
und für  den Aufbau einer  gesellschaftlich  Relevanten antikapitalistischen
Bewegung in Europa und der BRD zu lernen.

Wir  sind  Linke  aus  verschiedenen  politischen  Strömungen  und  mit
verschiedenen Hintergründen und Erfahrungen. Natürlich stehen auch wir
der  politischen  Praxis  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  nicht  völlig
unkritisch  gegenüber.  Aber  wir  nehmen  zur  Kenntnis  das  es  ihnen  im
Gegensatz zu vielen Linken in den Metropolen gelungen ist, die Fehler ihrer
politischen Vergangenheit zu reflektieren und in den letzten Jahren zur der
wichtigsten fortschrittlichen Kraft im Nahen Osten zu werden. Wir finden das
von der kurdischen Befreiungsbewegung deshalb wichtige Impulse für den
Wiederaufbau  einer  weltweiten  antikapitalistischen  Bewegung  ausgehen.
Dies  hat  jedoch  zur  Vorrausetzung,  dass  es  der  kurdischen  Revolution
gelingt, sich gegen die militärische Übermacht des IS und der Bedrohung



durch einen Möglichen Einmarsch der Türkei zu verteidigen.
Deshalb gilt  es jetzt  zu handeln:  Solidarität  mit  Rojava – Waffen für die
YPG/YPJ!

Spendet  für  die  Verteidigung  eines  emanzipatorischen
Gesellschaftsentwurf  im  Nahen  Osten!
Hoch die internationale Solidarität!

Spendenkonto:

Empfänger: MD

IBAN: DE98 5005 0201 1243 1674 49

BIC: HELADEF1822
weitere Informationen gibt es unter
kontakt@nao-prozeß.de
arab@riseup.de

Gemeinsamer  Aufruf  der  Antifaschistsichen  Revolutionären  Aktion
Berlin  (ARAB)  sowie  der  Neuen  antikapitalistsichen  Organisation
(NaO), welcher auch REVOLUTION angehört

Perspektive:  Was  kommt  nach
der Schule?
Eines vorab: Die Jugend ist alles andere als ein heterogene Gruppe, es gibt
unter  uns  privilegierte  Untergruppen,  genauso  wie  stark  benachteiligte,
wobei der Anteil der Benachteiligten selbstverständlich wesentlich höher ist.
Jugendliche im Allgemeinen haben im Kapitalismus aber einen schlechten
Stand,  heute  vielleicht  noch  mehr  als  vor  ein  paar  Jahrzehnten  und  in
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Griechenland und Spanien sicherlich mehr als hier in Deutschland. Als billige
Arbeitskräfte werden wir von den Bossen ausgenutzt – oft  sind wir auch
gerade  deshalb  abhängig  von  der  Familie  –  und  in  den  großen
Protestbewegungen  wird  uns  kaum  Gehör  geschenkt.

Die  „Karriere“  der  meisten Jugendlichen beginnt  hierzulande gleich:  Wir
gehen in die Schule.

Da hören die Gemeinsamkeiten aber auch schon auf, denn es gibt nicht die
eine  Schule,  sondern  drei  verschiedene  Schulformen:  Hauptschule,
Realschule und Gymnasium. Der Rest unseres Lebens ist abhängig davon, auf
welche Schule  wir  gehen.  Diese Entscheidung wird allerdings nicht  uns,
sondern  von  den  jeweiligen  Schulen  und  Lehrer*innen  gefällt.  Mit  9-10
Jahren wird das erste Mal kräftig ausgesiebt. Manche von uns haben das
Glück  aus  wohlsituierten,  kleinbürgerlichen  Familien  zu  kommen  und
bekommen  die  Empfehlung  für  das  Gymnasium.

Natürlich gibt es auch Ausnahmen von Arbeiter*innenkindern, die auf diese
Schulform schaffen – die Regel sieht aber anders aus.

Während 88% der Kinder aus Akademikerfamilien das Gymnasium besuchen,
liegt der Anteil der Kinder von Nichtakademiker*innen bei grade mal 46%.

Nach dieser Trennung macht die Schule uns weiterhin fit, aber nicht für’s
Leben, sondern für den Arbeitsmarkt, also fit sich den Kapitalist*innen zu
verkaufen. Überfüllte Klassenräume, Lehrermangel und Stundenausfälle sind
Resultate davon was für Auswirkungen die kapitalistische Krise und mit ihr
einhergehenden Sparprogramme auf unsere Bildung hat.

Nach  10-12  Jahren  Regelschulzeit  haben  wir  allerlei  an  Leistungsdruck
erfahren, viele Daten in uns rein gestopft, in Prüfungen wieder ausgekotzt
und auch schon etliche Situationen von Diskriminierung erlebt (zum Beispiel
den alltäglichen Sexismus). Eine stetig steigende Zahl junger Männer und
Frauen kommt mit diesem psychischen Druck nicht mehr klar, Burnout und
Depressionen  sind  längst  nicht  mehr  den  ach  so  hart  arbeitenden
Manager*innen  vorbehalten  sondern  kommen  immer  öfter  auch  bei
Schüler*innen  und  Student*innen  vor.  Auch  die  Selbstmordrate  steigt.



Depressionen  –  auch  unter  Jugendlichen  keine  Seltenheit
m e h r .  Q u e l l e :
http://cdn3.spiegel.de/images/image-363822-breitwandaufmac
her-owmy.jpg

Irgendwann gibt  es  dann Abschlüsse.  Und in  der  Regel  gilt  wieder:  Die
Herkunft beeinflusst den Abschluss enorm. Wenn deine Eltern Ärzt*innen,
Anwält*innen oder Beamt*innen sind, konnten sie es sich auch eher leisten
mehr Geld in deine Ausbildung zu stecken, durch private Nachhilfe oder gar
eine Privatschule. Hast du aber das Pech aus einer proletarischen Familie zu
kommen sieht das ganze schon anders aus;  wird dazu noch bei  euch zu
Hause kein oder kaum Deutsch gesprochen, dann viel Glück!

Das Kapital freut sich: Endlich neues Menschenmaterial auf dem Markt! Und
dazu noch mit bequem gebrochenem Rückgrat, dank Indoktrinierung in der
Schule und neuerdings auch nur noch mit 12 statt 13 Jahren Wartezeit!

Mit einem miesen Abschluss erwartet uns entweder gar kein Job, oder dank
Agenda 2010 ein Job im Niedriglohnbereich – sprich: Kaum mehr Kohle als
Hartz IV, dafür aber 40-50 Wochenstunden arbeiten.

Nicht umsonst trägt unsere Generation jetzt schon den zweifelhaften Titel
„Generation Praktikum“.

So ziemlich jede*r von uns hat schon das eine oder andere Praktikum hinter
sich. Für die „Arbeitgeber*innen“ ist ein Praktikum eine tolle Sache, denn
nicht bezahlte Arbeitskräfte sind immerhin mehr als nützlich. Und da die
meisten Praktika nicht mit einer Festanstellung o.ä. Enden, muss der Boss
auch keine Verpflichtungen eingehen und sucht sich nach ein paar Wochen
einfach ein neues Ausbeutungsobjekt. Unbezahlte Arbeit gab’s übrigens das
letzte Mal in Sklavenhaltergesellschaften, wobei sich Sklav*innen wenigstens
um Kost und Logis keine Sorgen machen mussten.

Und wo es gerade um miserable Bezahlungen geht: Hat irgendjemand eine
Ausbildungsstelle mit fairem Lohn?
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Obwohl  Azubis  in  der  Regel  nicht  weniger  als  reguläre  Arbeiter*innen
arbeiten,  werden  sie  dennoch  viel  schlechter  bezahlt.  Im  ersten
Ausbildungsjahr  liegt  der  Durchschnittslohn eines  Azubis  bei  691€ –  die
Mehrzahl der Ausbildungen wird allerdings schlechter bezahlt,  manchmal
gibt es auch gar keine Vergütung. Nach der Ausbildung erhoffen sich viele
von ihrem Ausbilder übernommen zu werden – werden aber oft enttäuscht.
Opel beispielsweise ist dazu übergegangen keinen einzigen Auszubildenden
zu übernehmen, sondern ihnen lediglich Zeitarbeitsverträge anzubieten.

Viele Jugendliche machen nach der Schule einen wie auch immer gearteten
Freiwilligendienst.  Laut  Bundesamt  für  Familie  und  zivilgesellschaftliche
Aufgaben dient ein solcher „Freiwilligendienst“ dazu, dass sich junge Männer
und Frauen für das Gemeinwohl engagieren können. Und natürlich können
sie dabei auch schön ausgebeutet werden! Die Bezahlung von BFD/FSJ ist
nicht der Rede wert (330€ maximal, i.d.R. weniger) und trotzdem sind 40-
Stunden  Wochen  ganz  normal.  Wie  wichtig  dem  bürgerlichen  Staat
sozialstaatliche  Aufgaben  wie  Alten-  und  Krankenpflege  oder
Kinderbetreuung  sind  erkennt  man  gut  daran,  dass  ein  freiwilliger
Wehrdienst nach einem Jahr schon mit mehr als 1000€ besoldet wird, also
gut dem dreifachen dessen, was es für eine soziale Tätigkeit gibt.

Auch Arbeitslosigkeit macht vor Jugendlichen nicht halt. Ganz im Gegenteil,
in südeuropäischen Ländern wie Griechenland, Portugal und Spanien ist gut
jeder zweite Jugendliche arbeitslos.  Vielen gelingt es nicht mal nach der
Schule  eine  erste  Arbeitsstelle  zu  finden.  Und gleichzeitig  wird  in  eben
diesen  Ländern  ein  massiver  Angriff  auf  die  sozialen  Systeme  wie  z.B.
Arbeitslosengeld  gefahren,  was  zur  Folge  hat,  dass  große  Teile  der
Bevölkerung  und  speziell  die  Jugend  an  Armut  leidet.

Die meisten von uns sind von diesen und anderen Fakten alles andere als
begeistert.  Trotzdem  sind  die  allermeisten  Jugendlichen  nicht  aktiv
organisiert.  Wo  Jugendliche  aktiv  in  Organisationen  sind,  sind  diese
Organisationen reformistische, bürgerliche oder sozialdemokratische. DGB
Jugend,  Jusos  und  Solid  sind  in  dieser  Hinsicht  die  größten  und
bedeutendsten. Aber die Tatsache, dass keine dieser Organisationen (nein,
auch Solid nicht, siehe http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/5529/)
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ernsthafte Anstalten macht Jugendliche klassenkämpferisch und revolutionär
zu organisieren zeigt, wie notwendig eine revolutionäre, internationalistische
Jugendorganisation ist.

Wir Jugendlichen müssen endlich erkennen, dass wir durchaus in der Lage
sind unsere Interessen durchzusetzen. Jugendliche sind häufig radikaler und
militanter  als  Erwachsene,  gerade  das  gibt  uns  die  Aufgabe  eine
kämpferische, unabhängige Organisation aufzubauen und gemeinsam mit der
Arbeiter*innenklasse gegen den Kapitalismus zu kämpfen.

Ob in der Schule, der Uni oder an der Arbeit – an all diesen Orten sind wir
Angriffen  des  Kapitals  ausgesetzt,  egal  ob  Studiengebühren,
Schulzeitänderungen oder mangelnde Übernahmen – gegen all das müssen
wir uns wehren!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

[´solid]: if everything goes right,
go  left  –  Oder  welche  Einheit
brauchen wir?
Der hier veröffentlichte Text, ist eine Kritik von Lukas Müller, einem langjährigen [´solid]-Mitglied, an

seiner eigenen Organisation. Lukas ist seit einiger Zeit auch mit unserer Organisation in Kontakt. Der

Grund dafür ist, wie er auch in dem folgenden Text schreibt, dass er eine tiefergehende Kritik an der

reformistischen Politik [´solid]´s entiwckelt hat und den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation

heute für zentral hält. Er plant den Text in Kürze auch als kleine Broschüre zu veröffentlichen. Wir

unterstützen den Text und seine Schlussfolgerungen und möchten zu einer Debatte in und außerhalbs

[´solid]´s über die Frage revolutionärer Einheit und Umgruppierung unter Jugendlichen anstoßen.

Die Linksjugend [’solid]  war  mein Einstieg in  die  Politik,  über  das Thema
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Antifaschismus wurde ich politisiert.  Mit  Ende 15 trat  ich der Gruppe bei.
Schnell  war  meine  Begeisterung  für  die  Theorien  von  Marx  und  Engels
geweckt. Ich begann, hauptsächlich privat, ihre Texte zu lesen.

 

Für mich war bald klar: Ich bin Sozialist.  Marx’ revolutionäre Ideen zeigen
einen Weg auf, den Sozialismus zu verwirklichen. Doch je mehr ich mich mit
diesen Ideen und ihrer Geschichte beschäftigte, desto mehr begann ich zu
bezweifeln,  ob  wir  den  Ansprüchen  eines  sozialistischen  Verbandes  auch
gerecht werden.

 

Einige  Jahre  und  bundesweite  Veranstaltungen,  in  denen  ich  Struktur,
politische Theorie und Kräfteverhältnisse des Verbandes näher kennenlernte,
dauerte es, bis mir endgültig klar wurde: [’solid] wird nie eine Rolle in einer
sozialistischen Bewegung spielen, geschweige denn eine solche aufbauen und
anführen.

 

Ich  habe  mich  nach  längeren  und  eingehenden  Diskussionen  dafür
entschieden,  den  schwierigen,  aber  notwendigen  Weg  zu  gehen  –  Einen
offenen politischen Kampf für eine revolutionäre Alternative zu führen, anstatt
still und ohne ein Wort auszutreten.

 

Ich habe den Text also nicht geschrieben, damit sich alle, die nicht in [´solid]
sind, sich wohlgefällig zurücklehnen können, um zu sagen „Wir haben es euch
ja  schon  immer  gesagt.“  Genauso  wenig  möchte  ich  aber  einen  Text
schreiben, der uns Linke in [´solid] bestätigt, damit wir uns etwas schlauer
aber immer noch wohlgefällig zurücklehnen. Ich möchte eine Diskussion unter
den  revolutionären  Jugendlichen  innerhalb  [´solid]s  über  die  Perspektiven
unserer  Organisierung im Aufbau einer  gemeinsamen revolutionären Kraft
anregen.Warum genau – das möchte ich nun etwas detaillierter darlegen.



 

„[’solid] ist der größte linke Jugendverband“

 

Wer  über  die  Politik  von  [’solid]  diskutiert,  wird  sehr  schnell  mit  dem
„Argument“  konfrontiert  werden,  [’solid]  wäre  der  größte  Linke
Jugendverband. Und tatsächlich, in so ziemlich jedem Bundesland hat [’solid]
Landesverbände,  die  allerdings  sehr  unterschiedlich  geprägt  sind.  Der
Landesverband in NRW zum Beispiel ist für seine eher antiimperialistischen
und allgemein linkeren Positionen im Bundesverband bekannt. So lehnen sie
u.a.  die  EU  in  ihrer  jetzigen  Form  ab.  Auch  Hamburg  zählt  zu  den
fortschrittlicheren Landesverbänden. Doch gerade in Hamburg traten erst vor

kurzem vier Mitglieder aus [´solid] und der LINKEN aus
1

.  Sie wollten damit

gegen die reformistische Politik
2

 und den Rechtsruck nach dem Hamburger EU-
Parteitag protestieren.

 

Die absolute Mehrheit stellen hingegen Landesverbände wie Bayern, Sachsen
oder  Berlin,  die  dem rechten  Flügel  von  [´solid]  angehören.  Sie  sind  oft
besonders  eng  an  die  offiziellen  Positionen  der  LINKEN  gebunden,
insbesondere in Ostdeutschland, wo die Partei an Landesregierungen beteiligt
ist/war.  Im besten Falle vertreten sie ausgewaschene, diffus linke Positionen.
Im  schlechtesten  Fa l l  s ind  s ie  se lbst  an  e iner  bürger l ichen
Regierungsbeteiligung interessiert oder stramm antideutsch, nicht allzu selten
auch gerne beides.

 

Trotz dieser Uneinheitlichkeit und der Passivität der Organisation hat [’solid]
theoretisch  an  die  zehntausend  Mitglieder.  Der  übergroße  Teil  dieser
Mitglieder sind allerdings Karteileichen. Von den „aktiven“ Mitgliedern sind
viele nur zu Aktionen oder Veranstaltungen mobilisierbar.  Sie entsprechen
eher einem Kreis von SympathisantInnen, die auf die Politik der Organisation



und  die  Perspektiven  unseres  Kampfes  wenig  direkten  Einfluss  nehmen.
Wirkliche  AktivistInnen,  vorwärtstreibende  Kräfte  sind  die  wenigsten  der
eingetragenen Mitglieder.

 

Ja,  [´solid]  ist  der  größte  Jugendverband  nach  den  JuSos,  der  sich  als
„sozialistisch“  bezeichnet.  Doch  er  ist  wohl  auch  der  Jugendverband,  der
gemessen  an  seiner  Größe  die  kleinste  Aktivität  entfaltet,  in  seiner
Gesamtheit  politisch  rechts  der  radikalen  Jugend  steht  und  dessen
Mitgliedschaft  in  bürokratischen Grabenkämpfen zerrieben wird.  Das  zeigt
auch die Entwicklung der aktiven Mitgliedszahlen, die bundesweit seit langem
sinken.

Die  zehntausend  Jugendlichen,  die  sich  einmal  als  Mitglieder  eingetragen
haben, stehen beispielhaft für das revolutionäre Potential, dass die Jugend in
sich birgt. Eine Organisation, die gezielt versuchen würde dieses Potential in
die aktive Teilnahme an dem inneren Organisationsleben und dem Eingreifen
in den Klassenkampf unter einem revolutionären Programm zu verwandeln,
könnte Berge versetzen. Doch [´solid] ist nicht diese Organisation. Viele ihrer
FührerInnen  haben  kein  politisches  oder  soziales  Interesse  eine  solche
Organisation  aufzubauen.  Einige  wenige  würden  gerne,  haben  aber  kein
politisches Konzept.

„[´solid] ist der erste Anlaufpunkt für radikale Jugendliche“

Das  zweite  Argument  ist,  [´solid]  sei  der  erste  Anlaufpunkt  für  linke
Jugendliche. Auch dieses „Argument“ klingt zuerst verlockend. Und es ist im
übrigen  ein  Argument,  das  normalerweise  gegen  linke  und  revolutionäre
KritikerInnen an [´solid] ins Feld geführt wird.

Doch meine Kritik bezieht sich auf die Politik und nicht die Größe von [´solid].
Wenn viele [´solid] als ersten Anlaufpunkt sehen, dann drückt das nur die
Alternativlosigkeit aus, die viele Jugendliche verspüren. Das bedeutet auch
den Mangel einer revolutionären Alternative. Genau diese gilt es aufzubauen.
Insofern wird die Tatsache, dass eine Organisation mit reformistischer Politik
und Organisationsstruktur aktuell der „erste Anlaufpunkt“ für Jugendliche ist,



zu einem Problem vom Standpunkt sozialistischer Politik aus gesehen.

Das [´solid] der erste Anlaufpunkt für viele Jugendliche ist, entspricht auch der
Tatsache, dass die LINKE einen großen Apparat, viel Geld und Aufmerksamkeit
genießt, der auch auf [´solid] abfärbt. Ganz davon abgesehen hat die LINKE
auch ein Interesse daran neue, junge Funktionäre für ihre Partei zu gewinnen.

Für mich als Sozialist und Revolutionär ist die erste Frage, wie ich Jugendliche
für den Sozialismus und eine Organisation,  die ihn auch erkämpfen kann,
gewinne. Ich will, dass revolutionäre Politik zum ersten Anlaufpunkt wird. Eine
reformistische Organisation dafür als „strategisches Vehikel“ zu nutzen ist
nicht nur unlogisch, sondern auch prinzipienlos. So als wäre [´solid] ein Auto,
in das sich jeder setzen könnte, um dann die Richtung zu bestimmen. Das
Problem  ist  nur:  die  Autoschlüssel  und  die  Fahrzeugpapiere  für  dieses
„spezielle Vehikel“ liegen klar in den Händen der ReformistInnen in [´solid].

[´solid] ist keine Organisation, die klar für den Sozialismus eintritt.  In den
meisten Fällen wird ein schwammiger „demokratischer Sozialismus“, ein nicht
genau  definierter  „Antikapitalismus“  oder  einfach  ganz  offen  reformistische
Politik  vertreten.  [´solid]  ist  keine  revolutionäre,  klassenkämpferische
Organisation mit AktivistInnen, die zur regen Debatte über die Perspektiven
der Organisation ermutigt und politisch geschult werden. Nur so könnte die
Mitgliedschaft  befähigt  werden  die  eigene  Organisation  demokratisch  zu
führen, entschlossen nach außen aufzutreten, Widerstand zu organisieren und
eine revolutionäre Bewegung anzuführen.

Die AktivistInnen, die ihr mit diesem Anspruch beitreten, werden allzu oft
durch ihre Erfahrungen in [´solid] demoralisiert, verlassen
die Organisation und nicht selten auch die Politik. Nur „links“ zu sein und in
[´solid] zu sein, weil es der vermeintlich erste Anlaufpunkt wäre, ist keine
Antwort auf dieses Problem. Dieser Politik und ihren Konsequenzen kann nur
eine  eindeutige  revolutionäre,  programmatisch  eigenständige  Alternative
entgegenwirken. Es gibt keinen „reformistischen Umweg“ oder „notwendigen
Zwischenschritt“  von  Jugendlichen auf  dem Weg zu  einem revolutionären
Programm – nur Sackgassen.



„Man  kann  Jugendliche  nicht  direkt  mit  revolutionärer  Politik
gewinnen“

Gleich im Anschluss daran wird gerne dieses Argument gegen unabhängige
RevolutionärInnen ins Feld geführt wird, die sich für eine eigenständige und
klar sozialistische Politik aussprechen. Es wird in der Regel vom linken Flügel
in  [´solid]  selbst  artikuliert,  der  sich  um  linkere  ReformistInnen  oder

Organisationen wie die SAV oder Marx21 gruppiert, die „tiefen Entrismus“ 
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 in
der Organisation betreiben.

Doch die Aussage ist vollkommen widersprüchlich und kann nur zu Verwirrung
und  Verlegenheit  führen.  Natürlich  sind  aktuell  nicht  alle  Jugendlichen
unmittelbar für eine revolutionäre Organisation gewinnbar. Das liegt durchaus
an der gesamten politischen und wirtschaftlichen Situation in Deutschland.
Wichtiger aber, es liegt auch daran, dass es Jugendliche gibt, die kein soziales
Interesse danach verspüren. Jugendliche, die z.B. der Jungen Union oder der
Grünen Jugend beitreten, tun dies relativ bewusst und sind für uns, zumindest
momentan, sicher nicht gewinnbar. Der zweite und für unsere eigene Politik
entscheidendere ist aber der „subjektive Faktor“. Revolutionäre Ideen sind
schwach, eine revolutionäre Massenjugendorganisation gibt es nicht. Das führt
scheinbar  dazu,  dass  Jugendliche  „zuerst“  zu  einer  reformistischen
Jugendorganisation  gehen.

Etliche Jugendliche, die sich bei [´solid] organisieren, wären aber durchaus für
eine revolutionäre Organisation direkt gewinnbar. Auch viele der Jugendlichen,
die zersplittert in linksradikalen Gruppen und Antifas organisiert sind, wollen
eine solche Organisation aufbauen oder wären dafür gewinnbar. An sie wollen
wir  uns  in  erster  Linie  wenden.  Sie  werden  aber  nur  direkt  für  eine
revolutionäre Organisation gewinnbar werden, wenn wir eine solche aufbauen.
Es ist gerade das, was der „linke“ Flügel in [´solid] versäumt – nämlich eine
ernsthafte revolutionäre Opposition darzustellen, die ein erster Keim für eine
solche  Organisierung  darstellen  könnte.  Sie  sind  vielmehr  das  „linke
Gewissen“ von [´solid] und der LINKEN. Wie viel das praktisch zählt, sehen wir
an der Regierungspolitik der LINKEN, der sinkenden Aktivität von [´solid] auf
der Straße, den Beschlüssen auf den Bundeskongressen und dem wachsenden



Einfluss der Rechten im Verband. Im Zweifelsfall profitiert die rechte Führung
der Organisation sogar von dieser Politik, weil sie die Früchte des Aktivismus
der  Linken  erntet,  während  sie  gleichzeitig  einen  schonungslosen  Kampf
gegen ihre Ideen führt.

Das  „Argument“  eine  revolutionäre  Organisation  würde  auch  nur
gebetsmühlenartig vom Sozialismus reden, ist nicht wahr. So wie ja auch eine
reformistische Organisation nicht nur gebetsmühlenartig vom Reformismus
redet.  Das  Ziel  ist  natürlich  ein  anderes,  aber  auch  der  Weg,  den  eine
revolutionäre Organisation einschlägt.

RevolutionärInnen  sollten  immer  in  der  ersten  Reihe  im  Kampf  für
fortschrittliche Reformen sein – meist sind sie das auch heute schon. In diesen
Kämpfen, ob um höhere Löhne, gegen Kürzungen in der Bildung oder gegen
den Abbau demokratischer Rechte, müssen RevolutionärInnen die Ursachen
des  Problems  aufgreifen,  sozialistisches  Bewusstsein  schaffen  und  die
ArbeiterInnen und Jugendlichen anregen sich selbstständig zu organisieren.
Ich denke, man muss die Tageskämpfe von der Perspektive der Revolution aus
betrachten,  nicht  umgekehrt.  Wir  müssen  uns  die  Frage  stellen,  was  die
Jugendlichen und die ArbeiterInnen brauchen und nicht, was der Staat und die
KapitalistInnen geben wollen. Sonst wird man immer gezwungen sein, sich der
kapitalistischen Logik unterzuordnen – auch in den Tageskämpfen. Das erklärt
auch,  warum der  Reformismus  und  seine  Organisationen  in  Deutschland,
obwohl sie sehr groß und stark sind, keine Kämpfe für diese Tagesforderungen
führen.  Wir  wollen  das  tun,  insofern  sind  wir  eindeutig  für  den
entschlossensten  Kampf  auch  für  die  unmittelbaren  Forderungen  der
ArbeiterInnen  und  Jugendlichen.  So  wird  jeder  Sieg,  wenn  er  von
RevolutionärInnen geführt  wird,  die  Moral,  die  Organisation,  als  auch das
Vertrauen in die eigene Kraft und die Revolution unter den ArbeiterInnen und
Jugendlichen stärken.

Doch von theoretischen Betrachtungen
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 abgesehen, stellt sich ganz praktisch
die Frage, warum gerade [´solid] eine attraktive „Einsteigerorganisation“ für
Jugendliche sein sollte. Viele der Jugendlichen, die dem Verband beitreten,
suchen ja gerade nach einer Alternative zu den bestehenden Verhältnissen



und  zum  Kapitalismus.  Auch  wenn  nur  die  wenigsten  bereits  bewusste
RevolutionärInnen sind, viele wären dazu bereit, über revolutionäre Politik zu
diskutieren.  Doch  [´solid]  demoralisiert  diese  AktivistInnen,  anstatt  ihrem
Kampfgeist eine reale Perspektive zu bieten. Deswegen lohnt es sich einen
genaueren Blick auf die Art der Organisierung innerhalb [´solid]s zu werfen.

Bürokratischer Föderalismus oder demokratischer Zentralismus?

Neben  den  einzelnen  Landesverbänden  gibt  es  innerhalb  von  [’solid]
Bundesarbeitskreise  (BAK´s)  und  Landesarbeitskreise  (LAK´s).  In  ihnen
vernetzen  sich  die  Mitglieder  zur  Arbeit  an  spezifischen  Themen.  Neben
unterschiedlichen  Arbeitskreisen  u.a.  zum  Thema  Krise,  Feminismus  und
Antifa,  gibt  es  den BAK AuF (Antimilitarismus und Frieden)  und den BAK
Shalom.  Ersterer  ist  die  Plattform,  in  der  sich  KriegsgegnerInnen  und
InternationalistInnen zusammengeschlossen haben. Letzterer ist die Plattform
von antideutschen Kräften, die mit Erfolg versuchen, die politische Arbeit des
Verbandes  zu  sabotieren  und  neokonservative  Positionen  salonfähig  zu
machen. Dazu gehören auch das Befürworten von Kriegen, die Legitimation

von  kapitalistischen  Staaten  oder  anti-muslimischem Rassismus
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.  Der  BAK
Shalom schafft es dabei, sowohl innerhalb von [’solid], als auch medial und in
die  Partei  hinein,  einer  der  einflussreichsten  BAK´s  zu  sein.  Immer  wieder
werden linke Positionierungen, z.B. auf dem Bundeskongress, dem höchsten
Gremium, verhindert.

Ein großer Teil der eigentlichen Arbeit und der politischen Entwicklung ist also
föderal  von  unterschiedlichen  Arbeitskreisen  organisiert.  Eine  Arbeit  und
Politik,  die  sich  gegenseitig  oft  genug  widerspricht.  Gleichzeitig  findet  keine
theoretische, sowie natürlich auch praktische-organisatorische Schulung der
einzelnen Mitglieder statt. Sowohl auf Landesebene, wie auf Bundesebene gibt
es kaum Fortbildungen. Weder das Auseinandersetzen mit „Klassikern“, noch
mit aktuellen Texten spielt eine ernstzunehmende Rolle. Wenn es doch einmal
Veranstaltungen  mit  Workshops  gibt,  so  bleibt  auch  dort  in  der  Regel
Basiswissen, über das jede/r SozialistIn verfügen sollte unerwähnt. Wer sich
nicht  selbstständig  oder  sogar  entgegen  der  offiziellen  Positionen  weiter
schult, wird kaum in der Lage sein eigenständige Postionen zu entwickeln,



oberhalb der  Ortsgruppenebene eine Rolle  spielen,  geschweige denn eine
revolutionäre Programmatik entwickeln können.

Sicherlich ist  das ein wichtiger  Grund,  warum der BAK Shalom und seine
Wortführerinnen  in  der  Lage  sind  ihre  reaktionären  Positionen,  trotz
fadenscheiniger Argumentationen, im Verband durchzubringen, wie zuletzt die
massiven Angriffe gegen die GenossInnen in Essen beweisen, die vollkommen
zurecht eine Demonstration gegen Imperialismus und in Solidarität mit dem
palästinensischen  Widerstand  organisierten.  Der  Einfluss  des  BAK  Shalom,
auch auf Mitglieder die sich selber überhaupt nicht als Antideutsche sehen,
stützt sich genau auf die Desinformation der Mitglieder, den vermeintlichen
Föderalismus der Organisation. Dieser Föderalismus gilt aber in gewisser Art
und Weise nur für „die Basis“ der Organisation.

Denn auf den Bundeskongressen reden immer dieselben Personen. Es ist der
rechte  Flügel,  der  die  entscheidenden Führungspositionen innehat.  In  der
Außenwahrnehmung der Organisation gibt es keinen linken Flügel. Wenn der
doch  einmal  wie  in  Essen  in  Erscheinung  treten  sollte,  wird  er  von  der

bürokratischen Führung denunziert und angegriffen.
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Eine solche Politik muss unweigerlich dazu führen, dass viele Menschen die
aus Sympathie mit dem Verband Mitglied geworden sind, nicht überzeugt und
motiviert  werden,  die  politisch-praktische  Arbeit  auch  tatsächlich
aufzunehmen.  Das  Resultat  ist  eine  große
passive Masse,  die durch die aktuelle Führung daran gehindert  wird,  sich
revolutionär zu organisieren. Wenn es dann Kritik an dieser Führung geben
sollte, wird sie sich immer auf ihre passive Basis berufen mit den Worten: „Wir
würden ja gerne, aber unsere Basis ist leider zu inaktiv (oder zu rechts).“

Die Organisation ist zerstritten, ihr politisches Programm ist diffus und gibt auf
zentrale  Fragen  keine  Antwort,  die  Aktivität  ist  sehr  gering,  viele  der
Mitglieder  sind  passiv  und  die  meisten  Landesverbände  und  der
Bundesverband  werden  vom  rechten  Flügel,  mit  Unterstützung  der
Antideutschen  geführt.  Diese  Situation  ist  letztlich  eine  Konsequenz  der
gesamten reformistischen Politik von [´solid] nicht nur eine „Kinderkrankheit“.



Auch  in  einer  revolutionären  Organisation  wird  es  offene,  kontroverse  und
sicherlich  auch  einmal  heftige  Debatten  geben.  Aber  bürokratische
Grabenkämpfe und Inaktivität sollten ihr fremd sein. Wenn Entscheidungen
aus der gemeinsamen und freien Debatte entstanden sind, sollte auch von der
gesamten Organisation verlangt werden, diese zu tragen. Nur so kann die
Richtigkeit  oder  Falschheit  von  Positionen  wirklich  erfasst  und  vor  allem
schlagkräftige  Aktionen  organisiert  werden.  Oder  wie  Lenin  den
demokratischen Zentralismus beschrieb  „Freiheit  in  der  Kritik,  Einheit  der

Aktion“
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„[´solid] ist ein pluralistischer Verband“

Falls man AktivistInnen in [´solid] von den bisherigen Punkten überzeugen
konnte,  bleiben  immer  noch  zwei  „Totschlagargumente“,  die  vermeintlich
alles bisher gesagte Aushebeln, „[’solid] ist eben ein pluralistischer Verband
mit unterschiedlichen Meinungen, und auch deine hat dort ihren Platz“ und
„stimmt ja alles gar nicht, [´solid] ist doch unabhängig von der LINKEN (ergo
von Reformismus und Bürokratismus)“.

Auf die erste Aussage kann man mit Ja und Nein antworten, je nach dem, wie
sie gemeint ist.

Ja, [’solid] ist ein Sammelbecken für viele Menschen, die sich selbst irgendwie
als „links“ bezeichnen. Innerhalb des Verbandes können die Mitglieder sich
dann  nicht  nur  in  Strömungen  zusammenschließen,  um  mehr  Einfluss  zu
haben.  Einzelne  Ortsgruppen,  Landesverbände  oder  Arbeitskreise  können
völlig  unabhängig  vom  Rest  des  Verbandes  Positionen  entwickeln  und
propagieren,  auch  wenn  diese  bei  Bundeskongressen  nicht  annähernd
mehrheitsfähig  sind.

So kommt es,  dass die  einzelnen Teile  des Verbandes oft  gegeneinander
arbeiten und verschiedene, widersprüchliche Positionen nach außen getragen
werden. Der Verband ist nicht in der Lage, an einem Strang zu ziehen und als
Gesamtorganisation klare Losungen zu bestimmten Themen herauszugeben,
als auch die Arbeit an diesen gemeinsam zu organisieren und anzugehen.
Dadurch werden Kräfte und Geld massiv vergeudet.



Das führt unweigerlich zu einer Praxis, in der die Rechten ohne Furcht vor
Konsequenzen  offen  gegen  das  Programm und  die  Beschlüsse  des  höchsten
Gremiums  nach  außen  agieren,  natürlich  mit  Verbandsgeld,  während  die
Linken  mit  dem  „demokratischen  Zeigefinger“  oder  gleich  über  medialen
Druck  von  der  eigenen  Organisation  zurück  in  ihre  Bedeutungslosigkeit
gewiesen werden – denn bei ihnen wird durchaus sehr genau verfolgt, was sie
tun. Beim BAK Shalom und dessen Umfeld z.B. ist es Gang und Gebe Krieg und

Militär zu verherrlichen
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,  obwohl sich der Verband im Programm eigentlich

antimilitaristisch  positioniert
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.  Zudem  ignoriert  dieser  Arbeitskreis  einen
Beschluss des Bundeskongresses zur Distanzierung von der Kampagne für
einen Krieg gegen den Iran – ohne jegliche Konsequenzen. Die Konsequenzen,
die AntiimperialistInnen in der Organisation zu befürchten haben, selbst wenn
sie  ganz  formell  auf  den  Beschlüssen  der  Organisation  stehen  –  wie  in

NRW/Essen – kennen wir alle
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Insofern ist [´solid] tatsächlich sehr „pluralistisch“, in gewissen Fragen ist die
Organisation wahrscheinlich politisch und auch praktisch zersplitterter  und
zerstrittener, als Teile der „radikalen Linken“.

Der  Pluralismusbegriff  suggeriert,  die  Integration  von  verschiedenen  Ideen
und  Konzepten.  Praktisch  bietet  er  aber  den  unterschiedlichen  Kräften
lediglich eine Spielwiese, ohne dabei Druck zu erzeugen, eine gemeinsame,
ergebnisorientierte Debatte zu führen oder die verschiedenen Positionen auf
die Probe zu stellen und im Kampf zu vereinen. Aber wer entscheidet denn
dann eigentlich über die gesamte Politik der Organisation?

Und hier setzt das oben erwähnte „Nein“ ein, denn bei offenen oder zentralen
Fragen setzt sich letztlich immer die Fraktion durch, die am besten in der
Organisationsstruktur  verankert  ist  und  den  besten  Zugriff  auf  Ressourcen
hat. Das ist in der Regel der rechte Flügel und die reformistische Führung von
[´solid],  flankiert  von den Antideutschen.  Im Zweifelsfalle  werden dafür  auch
gerne einmal ganze Ortsgruppen, die zu links sind oder eine Bedrohung der
reformistischen  Politik  darstellen,  diffamiert,  zerrieben  oder  zur  Auflösung
gedrängt.



Durch  die  kaum  vorhandenen  kollektiv  durchgeführten  Diskussionen  und
kaum  vorhandene  bindende  Entscheidungen  bietet  der  „Pluralismus“  der
Führung von [´solid] (aber auch anderen reformistischen Organisationen, wie
SYRIZA, der Front de Gauche, Podemos etc.) sehr viele Freiheiten und Fläche
zum manövrieren. Sie sind die Profiteure dieses Organisationsmodell, nicht die
Basis und auch nicht die RevolutionärInnen.

Die Praxis beweist das, denn der Abstand zwischen Basis und Führung gleicht
sich nicht an, ganz im Gegenteil. Die Passivität der Basis, Karteileichen und
stark  unterschiedlicher  Bildungsstand  der  Mitglieder  sind  einige  Beispiele
dafür. Gleichzeitig führt der Pluralismus dazu, dass durch das Gewähren dieser
Freiheiten  innerhalb  des  Verbandes  die  zunehmende  Bürokratisierung
verschleiert wird. Dabei spielt auch der BAK Shalom eine wichtige Rolle. Unter
dem Deckmantel  der Heterogenität  toleriert,  obwohl dieser in bestimmten
Punkten die Grundsätze des Verbandes ignoriert, verhindert dieser zuverlässig
eine  Bewegungen  von  links,  welche  die  Führung  in  Bedrängnis  bringen
könnte.

„[`solid] ist eine unabhängige Jugendorganisation“

[’solid] bezeichnet sich selbst als unabhängig von der LINKEN. [´solid] stehe in
einem kritisch-solidarischen Verhältnis. Auch ich glaube, dass sich die Jugend
selbständig organisieren, eigene Beschlüsse fassen und selbst Erfahrungen
sammeln sollte. Diese Unabhängigkeit sollte aber nicht bedeuten, dass die
Jugend den Aufbau und den Kampf einer sozialistischen ArbeiterInnenpartei
nicht aktiv unterstützen sollte.

Die Jugend ist, anders als die älteren Generationen, noch nicht Jahrzehnten
bürgerlicher Ideologie und Reformismus innerhalb der ArbeiterInnenbewegung
ausgesetzt oder musste so viele entmutigende Ereignisse im Klassenkampf
erleben. Sie ist außerdem im Kapitalismus ganz besonders von Ausbeutung
und  Unterdrückung  betroffen.  Daher  werden  proletarische  und  prekarisierte
Jugendliche sehr oft der radikalere Teil der Klasse sein. Ihnen kommt eine
wichtige  Rolle  darin  zu  eine  revolutionäre  Partei  zu  schaffen  und  die
Gewerkschaften auf  einen revolutionären Kurs  zu drängen und zu halten.
Dafür  müssen  sie  polit isch  unabhängig  von  den  Apparaten  der



Gewerkschaften  und  des  Reformismus  sein,  solange  es  eine  solche
revolutionäre  Partei  noch  nicht  gibt.  Organisatorisch  sollten  sie  generell
unabhängig  sein,  damit  die  Jugend  eigenständig  Erfahrungen  in  der
Tagespolitik  sammeln  kann.

Nun, wenn wir uns die Politik von [´solid] anschauen, kann man allerdings
kaum behaupten, dass sie unabhängig vom Reformismus der LINKEN wäre.
Ein praktisches Beispiel beweist das recht gut. Während der Bundesverband in
den letzten Jahren in große Lethargie verfallen ist, gibt es immer wieder ein
Event, an dem er sich „aufrappelt“: Wahlen.

[´solid] behauptet natürlich die LINKE kritisch bei den Wahlen zu unterstützen.
Sicherlich ist es richtig, dass viele an der Basis von [´solid] links von der
LINKEN-Führung um Kipping, Riexinger und Gysi stehen. Aber es gibt kein
politisch  unabhängiges,  alternatives  Programm.  Die  „kritische
Wahlunterstützung“  bedeutete  daher  auch  in  der  Wahlkampfbroschüre  „If

nothing  goes  right  go  left“
1 1

 die  zentralen  strategischen  Worte  Sahra
Wagenknecht zu überlassen, einer „linken“ Bürokratin der Partei, die seit 20
Jahren tief mit dem Apparat der PDS und dann der LINKEN verankert war. Der
Rest der Broschüre war eine unzusammenhängende Darstellung
der  Arbeit  der  [´solid]-Verbände,  ohne  eine  klare  Positionierung  zur
Bundestagswahl, der Politik und der Organisierung die notwendig wäre, um
die  nächste  Regierung  des  Kapitals  (allen  war  klar,  dass  Schwarz-Rot
gewinnen würde) herauszufordern. Es gab nicht einmal eine klare Ablehnung
an einer bürgerlichen Regierung, die durchaus von der Mehrheit der LINKEN-
Führung auch schon vor der Wahl klar artikuliert wurde.

Doch auch organisatorisch ist [’solid] nur auf dem Papier unabhängig. Die
führenden Köpfe der Organisation sind eng mit dem bürokratischen Apparat
der LINKEN verbunden. Die Personen, die sich immer wieder um Funktionen
und Gremien gruppieren, sind ganz überwiegend auch Parteimitglieder, sind in
der Partei sozialisiert und geschult worden und unterhalten natürlich auch
beste  Kontakte  zu  ParteifunktionärInnen.  In  Berlin  gibt  es  viele
LandessprecherInnen, die schon einmal stolz erzählen, wie oft sie sich auf
einen Kaffee mit  Gysi  im Karl-Liebknecht Haus treffen.  Auch finanziell  ist  der



Jugendverband alles andere als unabhängig. Das meiste Geld bekommen die
Landesverbände von der Linkspartei – je besser die Zusammenarbeit, desto
mehr Geld.

Wenn das Verhältnis zwischen Landesverband und Partei schlecht ist, wird der
Geldhahn  zugedreht  (Geld,  welches  hauptsächlich  für  sinnlose
Materialschlachten ausgegeben wird, statt für politische Arbeit, aber das ist

eine andere Geschichte)
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Gerade wenn eine Jugendorganisation in Zusammenarbeit und Diskussion mit
einer  reformistischen  Partei  steht,  ist  es  wichtig  politisch  und  finanziell
unabhängig  zu  sein,  um  nicht  an  radikaler  Energie  einzubüßen,  einen
möglichen Anpassungskurs mitzumachen, sondern in der Basis der Partei das
Gegenteil zu bewirken. Doch [’solid] diskutiert mit der Partei sowieso nicht auf
Augenhöhe. Beschlüsse und Positionierungen des Verbandes werden in der
Partei kaum wahr, geschweige denn ernst genommen. Ein reger Austausch
und rege Diskussionen finden nicht statt. [’solid] hat keinen wirklichen Einfluss
auf die Linkspartei, ist aber dennoch abhängig. Der beste Praxistest dafür ist
die Aktivität und Politik von [´solid] in Ländern, wo die LINKE an der Regierung
ist. Dort sind die Landesverbände praktisch tot, zumindest sehr inaktiv, rechts
und stützen die (jugend- und arbeiterinnenfeindliche) Politik der Regierung –
natürlich ganz „kritisch“.

Solange  [´solid]  von  einer  reformistischen  Partei  abhängig  ist,  wird  der
Jugendverband  selber  reformistisch  bleiben.  Für  mich  bedeutet
Unabhängigkeit  eine  von  der  bürgerlichen  Politik,  vom  Reformismus
unabhängige,  eigenständige  revolutionäre  Politik  für  Jugend  und
ArbeiterInnenklasse zu betreiben. Denn die Frage der Unabhängigkeit ist in
erster  Linie  eine politische Klassenfrage,  erst  in  zweiter  Linie  eine formal
organisatorische  Frage.  Aktuell  brauchen  wir  eine  Jugendorganisation,  die
beiden Kriterien gerecht wird, damit die Jugend eigenständige Erfahrungen
machen kann und sich vom Reformismus befreien kann!

„[`solid] ist eine reformistische Jugendorganisation“

Ich glaube schon seit längerem nicht mehr, dass [´solid] eine sozialistische



Jugendorganisation ist. Aber ich glaube, dass es nach wie vor AktivistInnen in
[´solid] gibt,  die den Sozialismus als ein Ziel ansehen, für den es sich zu
kämpfen lohnt. Aber aufgrund der ganzen Politik von [´solid] wird überhaupt
nicht vermittelt, was das bedeutet und wie man dafür kämpft. Heißt: Wie die
Organisation aussehen muss,  die diesen Widerstand bündeln und anleiten
kann. Das ist nicht nur schlecht für unseren gemeinsamen Kampf, sondern
immunisiert  auch  gegen  Kritik  –  weil  sie  oft  auf  Unverständnis  und
Unwissenheit  trifft.  Wenn  viele  von  uns  nicht  einmal  wissen,  was  der
Landesverband oder die Ortsgruppe gleich um die Ecke tun, wie kann dann
überhaupt  eine  richtige  Kritik  an  der  generellen  Politik  der  eigenen
Organisation  entstehen?

Deshalb möchte ich noch einmal genauer auf zentrale politische Fragen und
einige konkrete Beispiele eingehen, die meine Kritik  womöglich ein wenig
greifbarer machen.

Das  Programm
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 von  [´solid]  beschreibt  durchaus  eine  gewisse  Kritik  am
Kapitalismus.  Auch  wenn  wahrscheinlich  viele  Mitglieder  von  [´solid]  das
Programm wohl nie gelesen haben, was eindeutig ein Problem für sich ist.
Allerdings ein Problem, wofür weniger die individuellen Mitglieder, sondern
vielmehr  eine  Organisation,  die  eine  solche Kultur  des  programmatischen
Desinteresses  schafft,  Schuld  tragen.  Im  übrigen  ein  eigener  Grund  warum
viele Jugendliche überhaupt nicht verstehen, warum [´solid] mit ihrer Politik
scheitert, weil sie nie gelernt haben, diese Ursachen in der Programmatik der
Organisation zu suchen.

Das Programm selbst ist recht dünn und an vielen Stellen nicht konkret genug.
Aber  immerhin  werden  wichtige  Punkte,  wie  Lohnarbeit,  Privateigentum,
Bildungspolitik,  Kriege,  Umweltzerstörung  und  das  bestehende
Geschlechterverhältnis  kritisiert.

Doch nur  die  (recht  grobe)  Analyse  der  bestehenden Verhältnisse  alleine
reicht nicht aus. Ein alternativer Weg muss aufgezeigt werden. Ein Weg, wie
die  aktuellen  Tageskämpfe  erfolgreich  geführt  und  mit  dem  Sturz  des
Kapitalismus verbunden werden können. Ein Weg, wie die Aktivität und das
(Selbst-)  Bewusstsein der Jugendlichen und ArbeiterInnen in der konkreten



Auseinandersetzung  gehoben  werden  können,  um  eine  Grundlage  für
Revolutionen und den Aufbau einer zukünftigen sozialistischen Gesellschaft zu
legen.

Das  Programm  bleibt  daher  beschreibend  und  eine  Auflistung  von  guten
Willensbekundungen.  Es  wird  immer  schwammiger  oder  hört  auf,  wo  die
Praxis anfängt. Man muss sich oft den Vorwurf als RevolutionärIn machen
lassen, die eigene Politik wäre „abstrakt“ und „utopisch“. Doch wenn ich mir
das Programm von [´solid] ansehe, kann ich diese Kritik gerne zurückgeben.

In dem Programm von [´solid] heißt es auch, Reformismus und Revolution
seien kein Widerspruch. Veränderungen fänden schwerpunktmäßig außerhalb
der Parlamente statt. Wie das Zusammenspiel vom Erkämpfen von Reformen
und revolutionärer  Praxis  aussehen soll  oder  was [’solid]  überhaupt unter
revolutionärer Praxis versteht, bleibt völlig unbeantwortet. Auch welche Rolle
die Linkspartei dabei genau spielt und ob sich [’solid] die Überwindung des
Kapitalismus als abrupten Bruch oder langsames Hinüberwachsen vorstellt,
bleibt unklar.

Wie stürzen wir denn aber jetzt die Herrschaft des Kapitals, wie genau sollen
die  Herrschenden enteignet  und die  Klassengegensätze aufgelöst  werden,
wenn Veränderungen doch maßgeblich nicht in den Parlamenten passieren?
Wie bekämpfen und schützen wir uns vor dem Widerstand der KapitalistInnen
und was ist eigentlich mit dem bürgerlichen Staat?

Über all solche Fragen verliert [’solid] als Gesamtorganisation kein Wort. Doch
gerade  solche  Fragen  müssen  von  einem  sozialistischen  Jugendverband
aufgeworfen und diskutiert werden. Es müssen Antworten gefunden werden,
um ein klares Konzept zu haben, für das gekämpft werden kann.

Ein solches Konzept zur Umwälzung der bestehenden Gesellschaft, welches
der  Verband  versuchen  könnte  umzusetzen,  existiert  aber  nicht.  Konkret
bietet das Programm lediglich einige Reformvorschläge, um den Kapitalismus
„sozialer“  zu  machen,  verbunden  mit  der  illusionären  Vorstellung,  dieser
würde schon irgendwie verschwinden. Die Vorstellung der Bolschewiki und

RevolutionärInnen wie Trotzki
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, dass das Programm die verarbeitete Erfahrung



der bisherigen Klassenkämpfe und die Schlussfolgerung für die notwendigen
Perspektiven im Klassenkampf widerspiegeln müsse – damit auch überprüfbar
werde – spielt in [´solid] keine Rolle.

Ich denke in diesem Zusammenhang, dass die ArbeiterInnenklasse das einzige
Subjekt ist, welches es vermag, das Privateigentum der herrschenden Klasse
durch Generalstreiks, Betriebsbesetzungen und Produktion unter Ausschluss
der KapitalistInnen zu bekämpfen. Sie ist  auch die einzige Klasse, die ein
direktes Interesse daran hat. Dafür muss sie sich aber politisch organisieren,
sich  eine  eigene  Partei  schaffen  und  letztlich  den  bürgerlichen  Staat

zerschlagen, um ihn durch die „Diktatur des Proletariats“
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 zu ersetzen. Das
muss klar, auch in dem Programm einer revolutionären Jugendorganisation,
benannt werden. Auf diese Einfluss zu nehmen, diese zu organisieren und für
den Kampf  fit  zu  machen,  sollte  auch für  einen Jugendverband eine zentrale
Aufgabe sein.

Bei  [’solid]  ist  aber  das  Gegenteil  der  Fall:  Die  Mitglieder  setzen  sich
überwiegend  aus  GymnasiastInnen  und  Studierenden  zusammen.  Diese
werden  später  sicher  auch  fast
alle  lohnabhängig  beschäftigt  sein  und  ich  bin  auch  dafür  diese  zu
organisieren. Aber es gibt bei [´solid] als Gesamtorganisation überhaupt kein
Konzept,  wie  die  ArbeiterInnenjugend,  MigrantInnen  und  Jugendliche  aus
prekären Verhältnissen für die Organisation gewonnen werden können. Eine
Aufgabe  die  systematisch  betrieben  werden  muss  und  nicht  dem  Zufall
überlassen werden darf.

[´solid] versucht nicht konkret diese zu gewinnen und arbeitet theoretisch wie
praktisch kaum zum Thema Ausbildung/Beruf. Auch die Gewerkschaften oder
mögliche Arbeit vor und in den Betrieben werden völlig ignoriert. Das hat auch
eine  gewisse  politische  Logik,  denn  die  strategische  Politik  in  den
Gewerkschaften und im Bezug auf die ArbeiterInnenklasse überlässt man der
LINKEN,  das  heißt  man überlässt  sie  dem Reformismus  und  der  „linken“
Gewerkschaftsbürokratie um Figuren wie Bernd Riexinger oder Klaus Ernst.

Somit  hat  [’solid]  quasi  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Jugend  der
ArbeiterInnenklasse. Dass der Verband dieses für SozialistInnen so wichtige



Themenfeld so stark vernachlässigt, liegt wie bereits gesagt eben daran, dass
der Verband selber keinen klaren Klassenstandpunkt hat.

Hier und da wird zwar mit dem Klassenbegriff hantiert, letzten Endes bezieht
sich [’solid] aber nicht auf die Lohnabhängigen als Klasse, die der Klasse der
KapitalistInnen gegenübersteht und diese stürzen und enteignen muss um
sich  zu  befreien.  Im  Programm  fällt  zwar  auch  einmal  das  Wort
„ArbeiterInnenklasse“, in Bezug auf gesellschaftliche Veränderungen, aber es
ist  dort  v ielmehr  von  „sozialen  Bewegungen“  die  Rede.  Eine
Jugendorganisation, die die ArbeiterInnenklasse nicht als die (!)  Macht zur
Umwälzung sieht und organisiert, wird in einer sozialistischen Bewegung keine
Rolle spielen können.

Gruppen, die sich, wie die Linksjugend, auf die Ideen von Marx und Engels
beziehen, sollte dies eigentlich völlig klar sein. Doch bei [’solid] wird leider
wenig bis gar nicht mit den Theorien von Marx und Engels gearbeitet. In den
vier  Jahren  meiner  Mitgliedschaft  habe  ich  nie  eine  ernsthafte
Auseinandersetzung  mit  den  Texten  dieser  beiden  Theoretiker  miterlebt.
Dabei begründen doch diese die zentralen Ideen eines/r jeden SozialistIn. Das
Lesen theoretischer Texte spielt bei [’solid] leider fast gar keine Rolle. Und
Marx hat viel mehr Arbeit geleistet, als die bestehende Gesellschaft lediglich
zu analysieren und zu kritisieren. Über seine Kritik hinaus will aber, von einer
linken Minderheit abgesehen, niemand etwas wissen. Dabei ist gerade die
selbstständige  Schulung  und  Bildung  der  Jugendlichen  mit  sozialistischen
Ideen  eine  zentrale  Aufgabe  einer  revolutionären,  sozialistischen
Jugendorganisation.  Das  dies  nicht  geschieht,  führt  dann  auch  zu  dem
unklaren  Klassenstandpunkt  und  der  diffusen  Vorstellung,  wie  der
Kapitalismus überwunden wird. Die Konsequenz davon ist, dass die Politik der
gesamten Organisation und der meisten Gliederungen in der Praxis deutlich
rechter ist, als das, was selbst im Programm steht.

Dieses  Verständnis  von  Politik  und  Programm  drückt  sich  auch  in  der
politischen Praxis und den konkreten Auseinandersetzungen aus. Gerade bei

der zentralen Frage des konsequenten Kampfes gegen den Imperialismus
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Seite an Seite mit den von ihm Unterdrückten – mangelt es in [´solid]. Zwar ist



sogar im Programm noch von „imperialer Neuaufteilung der Welt“ die Rede,
allerdings hat [’solid] nicht die Analyse, dass es sich bei dieser um die höchste
Stufe  des  Kapitalismus  handelt,  bei  der  die  Bourgeoisien,  um  die  totale
wirtschaftliche  Kontrolle  der  schwächer  gestellten  Länder  und  die  immer
wiederkehrende  Neuaufteilung  der  Welt  kämpfen.  Im  Zuge  der
Überakkumulation von Kapital sind die Grenzen des Nationalstaats „zu eng“
geworden,  das  Kapital  will  expandieren.  Im  internationalem  Wettkampf
können  die  herrschenden  Klassen  von  wirtschaftlich  und  militärisch
schwächeren  Ländern  aber  nicht  mithalten,  deshalb  kommt  es  zu
Monopolbildung und Großkonzernen, welche andere Länder von sich abhängig
machen, natürlich militärisch unterstützt von ihren Regierungen.

Die Schlussfolgerung die SozialistInnen daraus ziehen, ist für die Niederlage
des  Imperialismus  in  den  Auseinandersetzungen  auf  globaler  Ebene
einzutreten, sich mit den Unterdrückten Völkern zu solidarisieren und ihren
Widerstand  zu  unterstützen.  Nur  im  entschlossenen  Kampf  gegen  die
ökonomische,  politische  und  bewaffnete  Macht  des  Imperialismus  können
fortschrittliche und revolutionäre Ideen in der ArbeiterInnenklasse und unter
der  Jugend  der  halbkolonialen  Länder  verbreitet  werden,  als  auch  die
notwendige Idee unter den ArbeiterInnen in den imperialistischen Ländern,

dass „der Hauptfeind im eigenen Land steht.“
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Bei [’solid] ist es aber in den meisten Landesverbänden nicht einmal möglich
einen Positionierungsantrag, Flyer oder Sticker durchzubringen, der das Wort
(Anti)Imperialismus auch nur enthält, auf Bundesebene schon gar nicht. Im
besten  Falle  verdammt  sich  [´solid]  damit  auf  eine  rein  moralische  und
pazifistische  Position,  die  der  Gewalt  der  KapitalistInnen  und  ihrer  Kriege,
keinen  Widerstand  sondern  nur  gut  gemeinte  Ratschläge  entgegenstellen
kann.

In vielen Fällen führt es allerdings direkt zu Positionen, die einen reaktionären
Charakter haben. Das beste Beispiel ist der Palästina-Konflikt, wo die Mehrheit
des Bundesverbandes es vorzieht  entweder  zu schweigen oder  offen auf  der
Seite der israelischen Panzer zu stehen. In solchen Fragen zeigt sich, dass die
Positionen in [´solid] nicht einfach nur „plural“ sind. Sie beruhen letztlich auf



unterschiedlichen (Klassen-)standpunkten.  Jede/r  RevolutionärIn,  der/die für
die Aufrechterhaltung eines solchen Status quo in der eigenen Organisation
und  gegen  einen  Bruch  mit  diesen  Kräften  argumentiert,  schaufelt  sich
letztlich sein/ihr eigenes politisches Grab. Die gezielten Attacken des rechten
Flügels in [´solid] gegen Linke, wie in Essen gegen die Demonstration gegen
den Gaza-Krieg, zeigen das deutlich. Wir sollten aus den Erfahrungen von
RevolutionärInnen wie Rosa Luxemburg lernen, die zu spät auf einen Bruch
mit dem Reformismus hin arbeiteteten. Allerdings war es der verdienst dieser
RevolutionärInnen,  jederzeit  klar  die  programmatische  Feindschaft  zu  den
Rechten in der SPD zu artikulieren. Zumindest diese klare programmatische
und  personelle  Abgrenzung  zu  den  bürokratischen  FührerInnen  und  den
reformistischen Fraktionen von [´solid] und der Linkspartei  wäre der erste
nötige Schritt für SozialistInnen.

Denn aufgrund des verstärkten Anpassungskurses der Partei DIE LINKE an die
rechtere  sozialdemokratische  Partei  SPD,  findet  auch  eine  Entradikalisierung
in  [´so l id ]  s tat t .  Langfr i s t ig  so l len  d ie  Mi tg l ieder  auf  e ine
Regierungsbeteiligung  mit  SPD  und  Grünen  vorbereitet  werden.

Das war auch der Grund für die öffentlichen Austritte aus der Linkspartei und
dem Jugendverband in Hamburg. Die AktivistInnen trafen einen wahren Kern,
als sie in ihrem Austrittsschreiben erklärten, dass es „vermutlich nicht eine
andere parteinahe Jugendorganisation in der Bundesrepublik [gibt], die einen
weniger radikalen Kurs verfolgt als ihr Mutterschiff. Während die Junge Union
konservativer als die CDU auftritt, die Jusos sich zumindest in den meisten
Bundesländern  sozialdemokratischer  gerieren  als  die  SPD  usf.,  hat  sich
Linksjugend  [’solid]  zu  einer  Basis  der  Rechtsentwicklung  in  der  Partei
gemausert.“

Dies  hat  sich  zuletzt  auch  auf  dem Bundeskongress  in  Frankfurt  wieder
bestätigt,  wo  die  überwiegende  Mehrzahl  linker  Anträge  abgeschmettert
wurde.  Hier  gab  es  z.B.  einen  Positionierungsantrag,  welcher  die
Generalüberwachung  des  Internets,  der  Telefone  durch  die  NSA  aufgriff.
Dieser  wurde  durch  antideutsche  Kräfte  attackiert  und  schließlich  auch
ersetzt.  Andere Länder  würden ja  auch Daten abgreifen,  somit  sei  dieser
Antrag verkürzt und „antiamerikanisch“. Diese Begründung war im Verband



tatsächlich mehrheitsfähig.

Ein anderes Beispiel war die ersatzlose Streichung eines Antrages, der sich
nicht nur mit Flüchtlingen solidarisierte und eine Intervention des Verbandes
forderte, sondern auch klar aufzeigte, welche Ursachen die notgedrungene
Flucht von Abertausenden in Afrika hat: der Imperialismus der USA, Chinas
oder  der  europäischen  Bourgeoisien,  welcher  durch  die  Ausbeutung  der
Rohstoffe, Schüren von Konflikten und kriegerischen Interventionen, den dort
lebenden Menschen immer wieder ihre Lebensgrundlage entzieht.

Die  Zustände,  die  zur  Flucht  geführt  haben,  offen  zu  legen  und  dagegen  zu
agieren, ist nicht im Sinne derer, die innerhalb von [’solid] den Ton angeben.
In Berlin führte das sogar so weit, dass die LandessprecherInnen von [´solid]
eine Einheitsfront  für  einen Schulstreik  für  die  Forderungen der  Refugees
ablehnten.  Ihr  „Argument“  –  im  persönlichen  Gespräch  mit  den
SchulstreikaktivistInnen,  formell  sahen  sie  sich  gar  nicht  verpflichtet
überhaupt  zu  antworten  –  war,  dass  die  Aktion  sowieso  unbedeutend
sei und man mit „so kleinen Gruppen wie REVOLUTION und Red Brain“, die zu
der  Initiative  aufriefen,  nicht  zusammenarbeiten  würde.  Der  Schulstreik
brachte 4´000 SchülerInnen auf die Straße. Doch nach einem Streik mit 4´000
SchülerInnen, der Räumung des Oranienplatzes und der drohenden Räumung
der Ohlauerstraße sah sich der Verband als Gesamtorganisation nach wie vor
nicht  in  der  Pflicht  eine  gemeinsame  Mobilisierung  zu  tragen.  Zwar  brachte
der LandessprecherInnenrat einige Tage vorher einen kurzen Aufruf heraus,
aber  nur  eine  von  sieben  Ortsgruppen  beteiligte  sich  tatsächlich  an  der
Mobilisierung.

Insgesamt nicht  nur  ein  Trauerspiel,  sondern auch symptomatisch für  die
gesamte  Logik  und  Mentalität  der  FührerInnen  von  [´solid],  aber  auch
exemplarisch  für  die  (relative)  Passivität,  in  die  jede  reformistische
Organisation  gezwungen  ist.

„Revolutionäre sollten bei den Massen sein“

Ich  glaube,  und  deswegen  habe  ich  den  Text  verfasst,  dass  es  viele
GenossInnen in [´solid] gibt, die ein offenes Ohr für meine Kritik haben. Es gibt



auch  einige  GenossInnen,  die  in  vielen  Fragen  bereits  eine  ähnliche
Einschätzung haben. Die entscheidende Frage aber ist „Was tun?“ Viele, die
diese Kritik in einigen Punkten teilen,  sagen, dass „Revolutionäre bei  den
Massen sein sollten.“ Deshalb müsse man in jedem Falle in [´solid] arbeiten.

Dem ersten stimme ich voll und ganz zu. RevolutionärInnen sollten in jedem
Kampf  in  den  ersten  Reihen  stehen,  die  entschlossensten  und
aufopferungsvollsten AktivistInnen sein. Nur so können sie das Vertrauen „der
Massen“  gewinnen  und  eine  Alternative  zur  bestehenden  Politik  des
Reformismus  in  unserer  Bewegung  aufzeigen.  Doch  ich  frage  jede/n,  ist
[´solid] der beste Ort, um eine solche Arbeit und Aktivität zu entfalten? Ich
glaube nicht.  Ich  glaube auch,  dass  die  sehr  gute  und aufopferungsvolle
Arbeit, die viele Linke in [´solid] leisten nicht auf ihr Konto geht, sondern dass
lediglich  die  Führung  und  die  LINKE  davon  profitiert  –  nur,  um  es  diesen
AktivistInnen  danach  mit  politischen  Rügen,  wie  in  Essen  geschehen,  zu
danken.

Als  ich vor kurzem nach Kassel  zog,  gab es bereits  keine aktive [´solid]-
Gruppe  mehr.  Und  das,  obwohl  hier  vor  einigen  Jahren  noch  dutzende
AktivistInnen in [´solid] aktiv waren – wohl gemerkt eine damals sehr linke
[´solid]-Gruppe. Das war der Punkt, an dem ich endgültig die Entscheidung
getroffen habe, nicht erneut unter der Schirmherrschaft einer reformistischen
Organisation eine Ortsgruppe aufzubauen.

Deshalb  bin  ich  der  kommunistischen  Jugendorganisation  REVOLUTION
beigetreten.  Innerhalb  eines  Semesters  ist  die  Gruppe  von  Null  auf  fünf
Mitglieder angewachsen. Das ist zwar noch keine Massenorganisation, aber
eine  Basis  auf  der  man  eine  revolutionäre  Organisation  aufbauen  kann.
Außerdem beweist es, dass man Jugendliche auch direkt mit kommunistischer
Politik ansprechen kann. Außerdem ist die politische Unterstützung, Schulung,
Besuche, bundesweite Kampagnen und Aktivitäten, die diese verhältnismäßig
kleine Organisation mir bieten, weitaus mehr als [´solid] in 4 Jahren meiner
Mitgliedschaft  geleistet  hat.  Das  und  ihr  Programm  haben  mich  davon
überzeugt,  dass  diese  kleine  Organisation  das  Potential  hat  zu  einer
bedeutenden  revolutionären  Kraft  zu  werden.



Doch  ich  fühle  mich  nichtsdestotrotz  mit  den  linken  und  revolutionären
Jugendlichen in [´solid] verbunden. Meine Empfehlung an die GenossInnen, die
noch  in  [´solid]  sind,  ist  daher  auch  nicht  individuell  und  unabhängig
voneinander aus [´solid]  auszutreten und den Aufbau einer revolutionären
Organisation dem Zufall zu überlassen. Wäre das mein Ziel, hätte ich diesen
Text nicht schreiben müssen. Es passiert auch ohne mich Tag für Tag.

Ich denke, dass alle, die meine Kritik teilen, sich in einem ersten Schritt, in
[´solid] zu einer revolutionären Fraktion zusammenschließen sollten, die sich
auch offen als solche erklärt. [´solid] ist nicht einfach zu „reformieren“. Dafür
gehen die Positionen von RevolutionärInnen und dem rechten Flügel und ihrer
Führung viel zu weit auseinander.

Aber  eine  solche  Fraktion  könnte  ein  alternatives  Programm  zu  dem
bestehenden reformistischen [´solid]  Programm entwerfen oder  zumindest
eine Diskussion darüber beginnen. Es müsste klar umreißen, wie der Kampf
gegen die aktuelle Bundesregierung und ihre Angriffe geführt werden können.
Es müsste deutlich sagen, wie die Jugend auch praktisch Widerstand gegen
Bildungsabbau, Prekarisierung und Ausbildungsnot organisieren kann.

Ein  ökonomisch  sinnvolles  Programm  müsste  vorgelegt  werden,  indem
Jugendlichen  gut  und  verständlich  erklärt  wird,  welche  unmittelbaren
Maßnahmen RevolutionärInnen vorschlagen ( z.B. 35 Stunden Woche, 12 Euro
Mindestlohn, Mindesteinkommen auch für Azubis, SchülerInnen, StudentInnen,
Verstaatlichung  aller  Betriebe,  die  Entlassungen  oder  Schließungen
ankündigen unter ArbeiterInnenkontrolle stellen etc.) und wie diese mit der
Revolution und dem Aufbau einer demokratischen Planwirtschaft verbunden
wären.

Und  vor  allem:  Es  müsste  auch  dem  deutschen  Imperialismus  auf
internationaler Ebene klar den Kampf ansagen. Dieses Programm müsste eine
klare  Widerstandsperspektive  gegen  die  Krise  in  Europa  und  die
imperialistische  EU  entwickeln,  die  auch  die  notwendigen  Kampfmittel
benennt:  der  Aufbau  von  klassenkämpferischen  Basisoppositionen  in  den
(Jugend-)Gewerkschaften,  international  koordinierte  Proteste,  die  von
europaweiten  Delegiertenkonferenzen  beschlossen  werden  und  nicht  wie



bisher von den FührerInnen der Gewerkschaften und Linksparteien in den
Hinterzimmern  ausgehandelt  werden,  und  vor  allem  die  Frage  des
unbefristeten  Generalstreiks.

Fragen  wie  die  aktuelle  Zuspitzung  in  der  Ukraine,  als  auch  zwischen
Russland,  den  USA  und  Deutschland,  sowie  Japan  und  China,  die  damit
einhergehende  zunehmende  internationale  Militarisierung,  die  barbarische
nationale  Unterdrückung  beispielsweise  der  PalästinenserInnen  und  der
KurdInnen, als auch die Kriege in Afrika, Asien oder im Nahen- und Mittleren
Osten, die zu hunderttausenden Flüchtlingen führen, von denen viele an den
EU-Außengrenzen sterben, sollten nicht nur in diesem Programm beschrieben
und beantwortet  werden –  sie  sollten auch klar  machen,  dass die jetzige
Führung  und  Politik  von  [´solid]  keine  Antworten  darauf  gibt.  Welches
Stehvermögen hätte diese Führung, wenn es zu derartigen Erschütterungen in
Deutschland selbst kommt? Und diese Erschütterungen werden kommen.

Und hier ist der Knackpunkt. Sollten diese Fragen offen von RevolutionärInnen
thematisiert werden, mit dem klaren Ziel die gesamte Politik der Organisation
zu verändern, die Führung der Organisation auszuwechseln und Schluss mit
dem vorherrschenden Bürokratismus zu machen, wäre es schnell vorbei mit
„Pluralismus“,  „Unabhängigkeit“  und  der  „Offenheit“  der  Organisation.  Der
rechte Flügel, die Antideutschen und die Führung von [´solid] wissen, dass
ihre  Politik  unvereinbar  mit  der  Politik  von  RevolutionärInnen  ist.  Die
RevolutionärInnen sollten es auch wissen. Früher oder später wird ein Bruch
unvermeidbar sein.  Das eigenständige Auftreten einer solchen Fraktion ist
deshalb von Beginn an unbedingt notwendig. Das bedeutet nicht, dass ich mir
per se Spaltungen wünsche. Unser Ziel sollte es sein revolutionäre Einheit
anzustreben. Mit dem entschlossen reformistischen Flügel in [´solid] wird dies
allerdings kaum möglich sein.

Der Aufbau einer revolutionären Fraktion erscheint daher als schwer. Er ist es
auch.  Aber er  ist  die einzige Möglichkeit,  dem politischen Bankrott,  wenn
schon  nicht  der  gesamten  Organisation,  so  doch  wenigstens  der
klassenkämpferischen  Jugendlichen  in  ihr,  entgegenzuwirken.  Sollen  die
aktuellen  FührerInnen  mit  dem  sinkenden  Schiff  der  Linkspartei  untergehen,
die sich immer mehr auf Regierungsbeteiligung einstellt. Aber warum sollte



das all diejenigen, die Klassenkampf statt Sozialpartnerschaft wollen, ebenfalls
dazu verdammen auf diesen Untergang zu warten?

Ein  revolutionäres  Programm  und  der  Aufbau  einer  kommunistischen
Jugendorganisation ist jetzt notwendig und nicht erst 2017 (Bundestagswahl)
oder am St. Nimmerleinstag. Eine revolutionäre Fraktion in [´solid] müsste
sich  daher  auch  die  Frage  stellen,  wie  sie  in  die  Debatte  mit  anderen
sozialistischen  Jugendorganisationen  über  Politik  und  praktische
Zusammenarbeit  tritt,  um  vereint  gegen  Krieg,  Krise,  Faschismus  und
Bildungsabbau zu kämpfen. Ich und meine GenossInnen von REVOLUTION sind
dazu jederzeit  bereit.  Doch die  Führung von [’solid]  ist  nicht  gewillt  eine
solche Diskussion zu führen oder aktiv in Bewegungen einzugreifen – das ist
letztlich die zentrale Erfahrung meiner politischen Arbeit in [´solid].

Ich  schlage  daher  einen  Diskussionsprozess  vor,  der  über  die
Organisationsgrenzen von [´solid] hinausgeht und eine gemeinsame politische
Praxis einschließt. Ich fordere alle revolutionären Jugendlichen in [´solid] dazu
auf  sich  mir  anzuschließen.  Den  sich  als  revolutionär  und  sozialistisch
verstehenden Ortsgruppen in [´solid] schlage ich vor,
eine gemeinsame Debatte über die Perspektiven revolutionärer Einheit, die
Schaffung einer tatsächlich kommunistischen Jugendorganisation und wie wir
dafür eintreten können, zu führen.

Der Aufbau einer internationalistischen, kommunistischen Jugendorganisation
ist  dringend  nötig.  Er  ist  aber  auch  möglich.  Das  ist  die  Einheit  die  wir
brauchen: Kämpfen wir gemeinsam dafür!

Ein Artikel von Lukas Müller
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Europäische Volkstümeleien für
die  Jugend:  Die  Identitäre
Bewegung
Rechts sein, dass aber selbst leugnen ist in letzter Zeit ein ziemlicher Trend
in Europa. Zu den zahlreichen Erscheinungen der „Neuen Rechten“ gehört
auch  die  „Identitäre  Bewegung“  –  eine  rassistische,  völkische
Jugendorganisation  deren  Ursprünge  in  Frankreich  liegen.
In unzähligen deutschen Städten und Dörfern sind sie bereits in Erscheinung
getreten,  auch  im  Internet  kursieren  zahlreiche  Propaganda-Videos.
Abgesehen von Stickern und ekelhaften Youtube Clips gab es hierzulande
glücklicherweise noch nicht allzuviel von den „Identitären“ zu sehen oder zu
hören, am 17.Mai gab es allerdings in Wien die erste Demonstration von ca.
100 Mitgliedern der „Identitären Bewegung“ aus ganz Europa.
Wie bei rechtspopulistischen Gruppierungen oft üblich behauptet auch die
Jugendorganisation mit dem schwarz-gelben Logo nicht rassistisch zu sein.
Das sie es aber dennoch sind wird schnell allen klar, die sich länger als zwei
Minuten mit ihnen beschäftigen.
Ethnokulturelle Identität statt Rasse
Der aufgeklärte Identitäre weiß, dass wir alle wegen unserer Abstammung
eine bestimmte ethnokulturelle Identität haben und daher zurück zu unseren
Wurzeln gehen müssen.

Diese ethnokulturelle Identität wird durch die „erzwungene Vermischung der
Rassen“ angegriffen und das ist  schlecht,  weil  ja bekanntlich alle Völker
ihren  eigenen  Lebensraum  haben  –  das  könnte  manchen  bekannt
vorkommen. Schlussendlich ist kaum ein Unterschied zwischen der kruden
Theorie der Ethnokulturellen Identität und der Blut-und-Boden Ideologie der
Faschisten  zu  erkennen,  beide  legitimieren den Kampf  von Rasse  gegen
Rasse und tragen damit zur Spaltung der unterdrückten Klasse bei.
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Pro border! Pro nation! Stop immigration! – Symbole und Parolen der
Identidioten

Die  Identitären  mögen  es  gerne  „modern“  aber  trotzdem  völkisch  und
bedienen sich einer Vielzahl von Symbolen mit historischem Hintergrund,
klauen aber auch gerne was es so an „linkem Style“ gibt um ansprechender
auf Jugendliche zu wirken.
Ihr  Logo  ist  das  sogennante  „Lambda“  ein  Buchstabe  des  griechischen
Alphabets. Anscheinend sind die Identitären von dem Hollywood Blockbuster
„300“ so fasziniert, dass sie auf sich gerne das Bild spartanischer Krieger
übertragen, die in der Antike in Unterzahl gegen das persische Invasionsheer
kämpften,  glücklicherweise verlieren diese 300 -ausnahmslos männlichen-
Kämpfer die Schlacht aber.
Derzeit  beschränkt  sich  der  identitäre  Aktionismus  auf  das  Internet.  In
mittlerweile relativ vielen Videos präsentieren die neu-rechten Jugendlichen
ihre Propaganda, hier ein paar Beispiele:

„Eure multikulturelle Gesellschaft bedeutet für uns nur Hass und Gewalt“
(Quelle Identitäre Bewegung, Soundtrack)
Viele -wenn nicht alle- von uns-sind selbst aus anderen Kulturkreisen oder
haben  Freund*innen,  Genoss*innen  oder  Familienangehörige  die  einfach
nicht „deutsch“ ist. Für jeden vernünftigen Menschen sollte feststehen, dass
Multikulturalismus vorallem eines ist, nämlich eine Form von Vielfalt, die ein
Gewinn für uns alle ist. Die rechten Holzköpfe sehen das aber anders, alles
was nicht „deutsch“ bzw. „europäisch“ ist, bedeutet für sie gleich Hass und
Gewalt.  Uns  als  Internationalist*innen  ist  klar,  dass  nicht  etwa  eine
weltoffene, multikulturelle Gesellschaft Hass und Gewalt bedeutet, sondern,
dass  Hass  und  Gewalt  von  rechten  Demagog*innen,  geistigen
Brandstifter*innen  und  rassistischer  Schläger*innen!

„Wir identitäre glauben, dass zwei Völker nicht zusammenleben können[…]
Masseneinwanderung?![…]  Das  geht  nicht  mehr!“  (Quelle:  französischer
Idenitärer im Interview in der Arte Dokumentationreihe Yourope)

Wie es in rechten Gruppen üblich ist fürchten auch die Identitären um den
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Fortbestand „ihres“ „Volkes“. Der Grund dafür sei die Überfremdung durch
sogenannte Masseneinwanderung. Diese Überfremdung ist aber alles andere
als  eine  Bedrohung,  sondern  vielmehr  das  rhetorische  Schreckgespenst
Nummer 1 verschiedenster rechter Demagogen und nichts weiter als ein
Hirngespinst.
„Wir  sind  die  doppelt  bestrafte  Generation:  dazu  verdammt  in  ein
Sozialsystem einzuzahlen, das so großzügig zu Fremden ist, daß es für die
eigenen  Leute  nicht  mehr  reicht“  (Quelle,  Génération  Identitaire  –
Kriegserklärung,  Youtube)

Die 326 €, die einem Flüchtling zum Überleben hierzulande gewährt werden
sind  den  Idenitären  anscheinend  zu  großzügig.  Die  Mär,  dass
Ausländer*innen den Einheimischen auf der Tasche liegen ist schlichtweg
gelogen und erneut zeigt  sich hier wie die Identitäre Bewegung sich an
klassischer rechter Rhetorik, wie sie auch bei Pro-Deutschland, oder der FPÖ
zu finden ist bedient.

Lasst uns gemeinsam den Idenitären (und allen anderen Rechten natürlich
auch) zeigen, dass wir nicht auf ihren faulen Schwindel hereinfallen, wir, die
Arbeiter*innenklasse und die Jugendlichen lassen uns nicht spalten erst recht
nicht von pseudomodernen Rassist*innen!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Antideutsche  Hetze  gegen
Palästina-Soli in Kassel

Stellungnahme  von  REVOLUTION  und  Gruppe  Arbeitermacht
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Kassel zu den Ereignissen im Vorfeld und nach den Palästina-
Soli-Demonstrationen im Juli 2014 und zu Drohungen gegen unsere
AktivistInnen

Situation:
Am  15.07.14  fand  in  Kassel  eine  Demonstration  in  Solidarität  mit  der
Bevölkerung Palästinas und
gegen  Krieg  und  Zionismus  statt.  Von  Anfang  an  machten  die
OrganisatorInnen  über  ihre
Veranstaltungsseite  klar,  dass  Rassismus  und  Antisemitismus  nicht
Charakter  der  Demo  seien  und
solche Äußerungen auch nicht toleriert  werden. Um dies zu garantieren,
wurde im Vorfeld
beschlossen,  jedwede  Fahnen  außer  der  palästinensischen  Flagge  zu
verbieten.  Es  wurde  immer
wieder betont, dass sich die TeilnehmerInnen nicht von der angekündigten
Gegenkundgebung
provozieren lassen sollen. Natürlich war uns klar, dass nicht nur progressive
Kräfte an der
Veranstaltung teilnehmen werden. Aber diese, in Kassel offenkundig recht
wenigen Reaktionären,
sollten  SozialistInnen  nicht  davon  abhalten,  sich  auch  öffentlich  als
KriegsgegnerInnen  und
Palästina-solidarisch zu zeigen.

Anzumerken:
Im Vorfeld hatten dem sogenannten „antideutschen“ Spektrum zuzuordnende
Gruppen wie T.A.S.K.
und ak:racoons die Polizei massiv zum Eingreifen gegen ihnen nicht genehme
Transparente und
Schilder  aufgefordert  und  ein  Bedrohungsszenario  gegen  die  jüdische
Gemeinde  in  Kassel
herbeigeredet.  Den  beiden  Demoaufruferinnen  wurde  Gewalt  angedroht,
sollten diese ihr Vorhaben,
gemeinsam mit der jüdischen Gemeinde ein Gespräch zu führen, umsetzen



wollen. So wurde im
Vornherein  ein  Klima  der  Angst  und  der  Bedrohung  gegen  jüdische
MitbürgerInnen  inszeniert,
welches  in  keinem  Falle  das  Anliegen,  noch  den  Charakter  der
Demonstration  widerspiegelte.
Auf der Demo selber waren für uns weder Hamas- noch Hisbollahfahnen
unter den weit über 1500
Menschen  ausfindig  zu  machen.  Nur  eine  orangene  Fahne  mit  einem
Wappen, zwei Gewehren und
einem  patriotischem  Spruch  machten  uns  stutzig,  wurde  aber  erst  im
Nachhinein identifiziert.
Später mussten wir dann leider erfahren, dass die Fahne in Verbindung mit
dem spanischen Franco-
Faschismus steht. Hätten wir das gewusst, wären wir selbstverständlich auf
die OrdnerInnen
zugekommen und hätten dafür gesorgt, dass die Fahne und am besten auch
deren Besitzer sofort
von der Demo verschwinden muss.

Ablauf:
Auf Höhe des Friedrichsplatzes erreichten wir die ca. 50 Pro-Israel und Pro-
Deutschland
DemonstrantInnen.  Als  die  Stimmung  sich  aufheizte,  was  ja  auch  das
unausgesprochene Ziel der
IsraelfreudInnen war, bildeten die Demo-OrdnerInnen eine zweite Kette vor
den Bullen, um so
beruhigend auf die Menge ein zu wirken. Zu dem drängten sie darauf, dass
die Menge sich wieder
in  Bewegung  se t zen  und  s i ch  n i ch t  von  den  anwesenden
KriegsbefürworterInnen  provozieren  lassen
sollte.  Es  kam  zu  keinen  körperlichen  Zwischenfällen,  ein  Mann  schrie
„Scheiß Juden!“ und wurde
sofort von mehreren OrdnerInnen angegangen.

Stimmungsmache:



Die Darstellungen des Bündnisses gegen Antisemitismus,  dass die Bullen
gewalttätige
DemonstrantInnen  zurückhalten  mussten,  da  die  IsraelfreundInnen
ansonsten  „dem  rasenden  Mob
hilflos ausgeliefert gewesen wären“, sind ebenso lächerlich wie auch gezielte
Panikmache,
vergleichbar mit dem im Vorfeld erfolgten Ratschlag, Minderjährige sollten
aus Sicherheitsgründen
der Kundgebung fernbleiben. Ähnlichem Tenor folgt die Ankündigung der
jüdischen Gemeinde,
den Gottesdienst  während der  Folgedemo am Freitag  dem 18.07.14  aus
Angst vor Übergriffen auf
die Synagoge absagen zu müssen. Aussagen von Jonas Dörge vom Bündnis
gegen Antisemitismus,
die Dienstagsdemo sei die größte Ansammlung von Antisemiten seit 1945
gewesen, sind genauso
unverschämt  wie  geschichtsrevisionistisch.  Geschichtsrevisionistisch,  weil
verschwiegen wird, dass
es sehr wohl in Kassel  ab den Jahren 1968 massive Nazi-Ansammlungen
gegeben hat, unverschämt
dabei der plumpe Versuch, Antizionismus zu Antisemitismus umzudeuten.
Wer Antizionismus mit
Antisemitismus  gleichsetzt,  bekämpft  nicht  den  Antisemitismus,  sondern
benutzt diesen Vorwurf
allein zur Rechtfertigung der rassistischen Vertreibungspolitik Israels und
des aktuellen Massakers
der israelischen Armee in Gaza.

Fotos:
Einer  unserer  Genossen  fotografierte  auf  der  Kundgebung  um diese  zu
dokumentieren und
veröffentlichte einige Fotos. Besonders bezeichnend waren die Bilder der
„antideutschen“
ZionistInnen, die offensichtlich überhaupt kein Problem damit hatten, neben
und unter der



Deutschlandfahne ihrer  BündnispartnerInnen zu stehen.  Dass  sogenannte
„Antideutsche“ in allen
entscheidenden außenpolitischen Fragen konform mit  den Interessen des
deutschen Imperialismus
gehen,  ist  nichts  Neues,  dass  sie  dies  nun  auch  offen  und  unverhohlen
zeigen, schon.
Das  Bild  wurde  vielfach  auf  facebook  geteilt  und  kommentiert,  was  die
IsraelfreundInnen sehr
erzürnte. Auf der REVOLUTION Seite ging ein regelrechter Shitstorm nieder,
inklusive
Drohungen, Bilder von uns seien bald im Archiv und wir dann „dran“. Dass
jede Menge Fotos in
Portraitqualität von TeilnehmerInnen der Kundgebung auf allen möglichen
ihrer „befreundeten“
Portale unverpixelt veröffentlicht werden, scheint T.A.S.K. und ak:racoons
dabei weit weniger zu
stören.

Grundsätzlich:
Natürlich verpixeln wir alle Fotos von linken AktivistInnen, die wir bei linken
Kundgebungen,
Veranstaltungen oder bei Antifademos aufnehmen. Dies dient dem Schutz der
GenossInnen vor
staatlicher Repression und auch vor Angriffen von rechts. Leider konnten wie
bei der
nationalistischen  KriegsbefürworterInnen-Kundgebung  keinen  „linken
Charakter“  erkennen,  noch
macht  eine  kaum sichtbare  Antifaflagge aus  einer  mit  Deutschland-  und
Israelfahnen bestückten
Kundgebung schon eine Antifaveranstaltung.

Nein, es ist ein für alle Male klarzustellen: ak:racoons und T.A.S.K. gehen
Hand in Hand mit dem
BgA und der Staatsräson des deutschen und US-Imperialismus. Sie fordern
unverhohlen die



deutsche Exekutive zur Verstärkung ihrer Anliegen auf; sehr weit entfernt
von „still not loving the
police“.  Dass  ak:racoons  sich  dabei  quasi  selbstverständlich  das  Recht
herausnimmt,
palästinensische  Aktivistinnen  auf  ihren  Seiten  unverpixelt  zu  posten,
bestätigt  eine  durchweg
antimuslimische um nicht zu sagen, rassistische Sicht der Dinge. Zwar gab es
in der Vergangenheit
punktuelle  Einheitsfronten  mit  genannten  Gruppen  im  Kampf  gegen
Faschisten.  Doch  z.B.  schon  in
der  „Ukraine-Frage“  überwog  die  Bündnistreue  zum  westlichen
Imperialismus  und  unser  Anliegen,
eine gemeinsame Aktion gegen das Massaker in Odessa zu machen, wurde
schlichtweg abgelehnt.
Es gab keinerlei sonstigen gemeinsamen Kampf mit diesen Gruppierungen im
antikapitalistischen
Kampf, da dieser von den Gruppen nicht geführt wird.

Drohungen
Zwei  Tage  nach  der  erstem  Palästina-Soli-Demo  wurde  einer  unserer
Genossen  zu  Hause
„besucht“  .  Er  selber  war  gerade  nicht  anwesend,  sondern  nur  eine
Familienangehörige, die sich
sehr wundern mussten. Die „Anti-Deutschen“ redeten von Bildern, die unser
Genosse von ihnen im
Internet  veröffentlicht  habe und verlangten mit  Nachdruck ein  Gespräch
darüber. Wir werten diesen
Hausbesuch  als  Einschüchterungsversuch,  auch  wenn  es  kein  offen
aggressives  Auftreten  gab.  Wir
verwahren uns entschieden gegen diese faschistoiden Methoden. Am 05.08.
14 kam dann wieder
eine Mail an die Adresse von REVOLUTION Kassel. Hierin wurde die Gruppe
als „Anti-Antifa“
denunziert.



Fazit:
Wir  stellen  hiermit  nochmals  heraus,  dass  wir  weder  T.A.S.K.  noch  den
ak:racoons oder andere
Israel-solidarische Gruppen und Einzelpersonen als Teil einer progressiven
Bewegung ansehen und
uns  von  diesen  auch  in  keinster  Weise  Vorschriften  über  einen  linken
Konsens über die
Verfahrensweise  mit  Fotos  machen  lassen.  Noch  tolerieren  wir  ihre
Methoden,  sich  unseren
GenossInnen über Hausbesuche zu näheren.
Forderungen nach weiteren Waffen für Israel und weiterem Siedlungsbau
lehnen wir entschieden
ab.Wir  stellen  uns  in  Solidarität  mit  der  israelischen  Linken,  die  unter
Lebensgefahr in einer hoch
militarisierten und von rassistischer Ideologie geprägten Gesellschaft gegen
den Krieg und für
Solidarität  mit  den  berechtigten  Forderungen  der  palästinensischen
Bevölkerung  eintritt.
Wir rufen daher zu weiteren Demonstrationen auf.

REVOLUTION und Gruppe Arbeitermacht Kassel – 14. August 2014

Die Stellungsnahme als PDF herunterladen

Warnung  –  extrem  progressive
Drogenpolitik!

Drogen  sind  immer  wieder  Thema,  egal  ob  im  Freundeskreis,  den
Nachrichten oder auf Parties. Oft genug hat das konsumieren von Drogen

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/08/14.08.14-Stellungnahme-REVO_GAM.pdf
https://onesolutionrevolution.de/warnung-extrem-progressive-drogenpolitik/
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jedoch  durch  unverantwortlichen  Konsum,  gestreckte  Mittel  oder  den
Drogenkrieg furchtbare Folgen. Die Legalisierung aller Drogen stellt hierbei
keinen Widerspruch zur Behebung dieser Problematiken dar, sondern die
Lösung:

Die  letzten  50  Jahre  repressive  Drogenpolitik  haben  gezeigt,  dass  der
Konsum von Drogen durch Verboten nicht gehemmt oder verhindert wird
sondern lediglich ein profitables Geschäft für Kriminelle ermöglicht. Diese
nutzen die existierende Nachfrage nach Rauschmitteln in jedem Fall für ihre
Gewinne und stören sich nicht an dem Schaden ihrer Kunden.

Das Ziel von Drogenpolitik sollte eine Gesellschaft sein, in der möglichst
wenige Menschen süchtig sind oder unter den Folgen ihres Drogenkonsums
leiden.  Dass  eine  Legalisierung  auch  nicht  automatisch  jeden  zum
Konsumenten  werden
lässt wird durch das Beispiel der Niederlande aufgezeigt. Dort konsumieren
prozentual  weniger  Menschen  Cannabis,  als  in  Deutschland.  Jeglicher
Drogenkonsum  birgt  Risiken,  hierbei  ist  es  egal,  ob  man  von  Alkohol,
Cannabis oder Ecstasy spricht. Eine Einteilung in „harte und weiche“ oder
„legale  und  illegale“  Drogen  nützt  deswegen  wenig.  Nicht,  ein  Verbot,
sondern allein eine gründlich Aufklärung der Menschen für einen bewussten
Konsum, oder vor allem auch dessen bewusste Vermeidung, können helfen
und den Konsum weniger risikoreich machen. Auch ist es wichtig, nach den
Gründen  zu  schauen,  warum  Menschen  unverantwortlich  mit  Drogen
umgehen.
Speziell  hierbei  müssen  die  sozialen  und  ökonomischen  Grundlagen  der
Menschen  geändert  und  verbessert  werden  um  Drogenkonsum  als
vermeidlichen  Ausweg  aus  Problemen  zu  verhindern.

Aufgrund  des  riesigen  und  unkontrollierbaren  Schwarzmarktes,  dessen
Verkaufsgüter  nicht  durch  medizinische  Behörden  kontrolliert  werden
können, und der Profitlogik der Dealer, ist der Erwerb von sauberen Drogen
nahezu unmöglich. Für die Konsumenten ist somit oft weder klar, um welche
Substanz es sich genau handelt, noch wie stark die Verunreinigung durch
Streckmittel letztlich ist. Und falls die Droge doch einmal rein sein sollte
birgt dies -je nach Droge- die Gefahr einer, womöglich tödlichen, Überdosis.



Könnte  nicht  eine  staatlich  kontrollierte  Abgabe  von  Rauschmitteln
verbunden mit einem hohen Maß an Aufklärung diesen Risiken vorbeugen?
Die  hohen  Kosten  der  Strafverfolgung  (Gerichte  und  Polizei)  wären  in
Aufklärung und Suchtprävention besser investiert.  Eine staatliche Abgabe
böte  die  Möglichkeit  saubere  Rauschmittel  abzugeben,  und  eine
Altersbeschränkung,  die  es  auf  dem  Schwarzmarkt  de  facto  nicht  gibt,
einzuführen.

Wichtig ist jedoch, dass die Betriebe von Herstellung bis Vertrieb zu 100%
staatlich  und  nicht  privatwirtschaftlich  geregelt  sind.  Denn  z.B.  in  der
Pharmaindustrie werden Medikamente, die den Menschen zu Gute kommen
sollten,  unzureichend  auf  Gefahren  geprüft  und  verursachen  teilweise
enorme  und  irreversible  Schäden.  Dies  ist  in  dem  erzwungenen
Profitstrebens  des  freien  Marktes  begründet.

Klar ist, dass die Politik der
Verteufelung und der Verbote offensichtlich gescheitert ist. Wir müssen uns
ein Beispiel an der Politik von Staaten wie den Niederlanden oder der USA
nehmen, sollten jedoch nicht bei deren Konzepten stehen bleiben, da diese
nur einen Schritt  in  die  richtige Richtung darstellen.  Deshalb sehen wir
folgende Maßnahmen als essenziell an:

*Legalisierung aller Drogen
*Allgemeines  Werbeverbot  für  alle  berauschende  oder  suchterzeugende
Mittel  (inklusive  Tabak  und  Alkohol)
*Vertrieb  von  Drogen  ausschließlich  in  staatlich  geführten  Stellen  von
Fachpersonal
*Überwachung der Produktion und ständige Prüfung der Produktqualität
*Aufklärungsarbeit  direkt  beim  Verkauf,  in  Schulen,  Jugendzentren  und
gefährdeten Gebieten
*Stopp der Unterdrückung von Konsument*Innen

Gastbeitrag der [’solid] Fulda


